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und Schulformen allgemein bildender Schulen 
(WeSchVO) v. 3. Mai 2016 (Nds. GVBl. S. 82, SVBl. S. 
332), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung v. 1. 
November 2018 (Nds. GVBl. S. 234, SVBl. S. 694) – VO-
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letzt geändert durch RdErl. v. 3.5.2016 (SVBl. S. 332) – 
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1.1  Das Gymnasium umfasst die Schuljahr-
gänge 5 bis 13, im Sekundarbereich I die 
Schuljahrgänge 5 bis 10 (§§ 5 und 11 
NSchG). Sonderregelungen für Gymnasien 
sind durch Gesetz bestimmt (§ 179 NSchG). 
 
1.2  Das Gymnasium baut auf der Grund-
schule auf. Der Übergang der Schülerinnen 
und Schüler von der Grundschule in das 
Gymnasium ist durch Bezugsverordnung zu a 
und Bezugserlass zu b geregelt. 
 
1.3  Die Zügigkeit des Gymnasiums wird 
durch Bezugsverordnung zu c bestimmt. 
 

1.1 Das Gymnasium umfasst die Schuljahr-
gänge 5 bis 13, im Sekundarbereich I die 
Schuljahrgänge 5 bis 10 (§§ 5 und 11 
NSchG).  
 
 
1.2 Das Gymnasium baut auf der Grund-
schule auf. Der Übergang der Schülerinnen 
und Schüler von der Grundschule in das 
Gymnasium ist durch Bezugsverordnung zu a 
und Bezugserlass zu b geregelt. 
 
1.3 Die Zügigkeit des Gymnasiums wird 
durch Bezugsverordnung zu c bestimmt. 
 

 
 
 
§ 179 NSchG existiert nicht mehr, deshalb Strei-
chung  

 
2. Aufgaben und Ziele 
 
2.1  Das Gymnasium hat wie alle Schulfor-
men die Aufgabe, den im Niedersächsischen 
Schulgesetz festgelegten Bildungsauftrag zu 
erfüllen. Die besondere schulformbezogene 
Aufgabe ist in § 11 Abs. 1 NSchG festgelegt. 
 
 
2.2  Die Ziele, Inhalte und Methoden für den 
Unterricht in den Schuljahrgängen 5 bis 10 
des Gymnasiums sind in den Kerncurricula, 
Rahmenrichtlinien und Curricularen Vorga-
ben nach Bezugserlass zu d festgelegt. Be-
suchen Schülerinnen und Schüler mit einem 
Bedarf an sonderpädagogischer Unterstüt-
zung das Gymnasium, so gelten bei zieldiffe-

 
2. Aufgaben und Ziele 
 
2.1 Das Gymnasium hat wie alle Schulformen 
die Aufgabe, den in § 2 Niedersächsisches 
Schulgesetz (NSchG) festgelegten Bildungs-
auftrag zu erfüllen. Die besondere schulform-
bezogene Aufgabe ist in § 11 Abs. 1 NSchG 
festgelegt. 
 
2.2 Die Ziele, Inhalte und Methoden für den 
Unterricht in den Schuljahrgängen 5 bis 10 
des Gymnasiums sind in den Kerncurricula, 
Rahmenrichtlinien und Curricularen Vorga-
ben nach Bezugserlass zu d festgelegt. Be-
suchen Schülerinnen und Schüler mit einem 
Bedarf an sonderpädagogischer Unterstüt-
zung das Gymnasium, so gelten bei zieldiffe-
rentem Unterricht die Bestimmungen des je-
weiligen Förderschwerpunkts. 

 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
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rentem Unterricht die Bestimmungen der För-
derschule des entsprechenden Förder-
schwerpunkts. 
 
2.3  In den Schuljahrgängen 5 bis 10 des 
Gymnasiums sollen die Schülerinnen und 
Schüler insbesondere die Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten erwerben, die Interes-
sen entwickeln sowie die Einstellungen und 
Erfahrungen gewinnen, die für den Besuch 
der gymnasialen Oberstufe erforderlich und 
Grundlage für eine Erfolg versprechende Mit-
arbeit in der gymnasialen Oberstufe sind. 
 
2.4  Am Gymnasium wird der Unterricht ge-
mäß Nr. 3 erteilt. Die Schule kann in den 
Schuljahrgängen 8 bis 10 für die verschiede-
nen Klassen Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt oder Wahlpflichtunterricht ein-
richten, um den Schülerinnen und Schülern 
erste Erfahrungen mit der Fächerwahl nach 
Neigung und Fähigkeit sowie mit der Bildung 
von Lernschwerpunkten zu ermöglichen. 
 
 
2.5  Die Arbeit in der Schule darf nicht nur auf 
Leistungen im kognitiven Bereich ausgerich-
tet sein, sondern muss zugleich emotionale 
und kreative Fähigkeiten fördern, muss sich 
um die Herausbildung sozialer und humaner 
Verhaltensweisen und Einstellungen bei den 
Schülerinnen und Schülern bemühen und die 
soziale Integration fördern. Dieser Zielset-
zung dienen der Unterricht, aber auch andere 
Formen des Umgangs miteinander in der 

 
 
 
 
2.3 In den Schuljahrgängen 5 bis 10 des 
Gymnasiums sollen die Schülerinnen und 
Schüler insbesondere die Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten erwerben, die Interes-
sen entwickeln sowie die Einstellungen und 
Erfahrungen gewinnen, die für den Besuch 
der gymnasialen Oberstufe erforderlich und 
Grundlage für eine Erfolg versprechende Mit-
arbeit in der gymnasialen Oberstufe sind. 
 
2.4 Am Gymnasium wird der Unterricht ge-
mäß Nr. 3 erteilt. Die Schule kann in den 
Schuljahrgängen 8 bis 10 für die verschiede-
nen Klassen Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt (Nr. 3.3) oder Wahlpflichtunter-
richt (Nr. 3.4) einrichten, um den Schülerin-
nen und Schülern erste Erfahrungen mit der 
Fächerwahl nach Neigung und Fähigkeit so-
wie mit der Bildung von Lernschwerpunkten 
zu ermöglichen. 
 
2.5 Die Arbeit in der Schule darf nicht nur auf 
Leistungen im kognitiven Bereich ausgerich-
tet sein, sondern muss zugleich emotionale 
und kreative Fähigkeiten fördern, muss sich 
um die Herausbildung sozialer und humaner 
Verhaltensweisen und Einstellungen bei den 
Schülerinnen und Schülern bemühen und die 
soziale Integration fördern. Dieser Zielset-
zung dienen der Unterricht, aber auch andere 
Formen des Umgangs miteinander in der 
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Schule, die den Schülerinnen und Schülern 
die Möglichkeit geben, sich an den schuli-
schen Belangen zu beteiligen und an den für 
sie wesentlichen Entscheidungsprozessen 
angemessen mitzuwirken. Ihr dient ferner ein 
Schulleben, das Anregungen und Möglichkei-
ten für eine sinnvolle Freizeitgestaltung gibt 
und das die Teilnahme am politischen, kultu-
rellen und sportlichen Leben der Gemeinde 
unterstützt. 

 
2.6  Die Arbeit in den Schuljahrgängen 5 bis 
10 des Gymnasiums hat gesellschaftlich rele-
vante Fragestellungen in einer Weise zu be-
rücksichtigen, dass den Schülerinnen und 
Schülern ihre Bedeutung für die eigene Ent-
wicklung einsichtig wird. Eine wesentliche 
Aufgabe der Schule besteht darin, die Schü-
lerinnen und Schüler zunehmend zu bewe-
gen, sich auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen sachgerecht und aktiv für 
den Erhalt der natürlichen Umwelt einzuset-
zen sowie für gute Beziehungen und Toleranz 
unter den Menschen verschiedener Natio-
nen, Religionen und Kulturkreise einzutreten. 
Außerdem ist die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter durch eine Erziehung zu partner-
schaftlichem Verhalten zu fördern, das einsei-
tigen Rollenorientierungen in den Familien, 
im Beruf und in der Gesellschaft entgegen-
wirkt. 
 
 
 
 

Schule, die den Schülerinnen und Schülern 
die Möglichkeit geben, sich an den schuli-
schen Belangen zu beteiligen und an den für 
sie wesentlichen Entscheidungsprozessen 
angemessen mitzuwirken. Ihr dient ferner ein 
Schulleben, das Anregungen und Möglichkei-
ten für eine sinnvolle Freizeitgestaltung gibt 
und das die Teilnahme am politischen, kultu-
rellen und sportlichen Leben der Gemeinde 
unterstützt. 

 
2.6 Die Arbeit in den Schuljahrgängen 5 bis 
10 des Gymnasiums hat gesellschaftlich rele-
vante Fragestellungen in einer Weise zu be-
rücksichtigen, dass den Schülerinnen und 
Schülern ihre Bedeutung für die eigene Ent-
wicklung einsichtig wird. Eine wesentliche 
Aufgabe der Schule besteht darin, die Schü-
lerinnen und Schüler zunehmend zu bewe-
gen, sich auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen sachgerecht und aktiv für 
den Erhalt der natürlichen Umwelt einzuset-
zen sowie für ein demokratisches Miteinander 
einzutreten, das der Verschiedenheit der 
Menschen gerecht wird. Dieses schließt das 
Eintreten für gute Beziehungen und Toleranz 
unter den Menschen verschiedener Natio-
nen, Religionen und Kulturkreise ein. Außer-
dem ist die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter durch eine Erziehung zu partner-
schaftlichem Verhalten und Toleranz auch 
gegenüber Menschen unterschiedlicher ge-
schlechtlicher oder sexueller Orientierung zu 
fördern, das einseitigen Rollenorientierungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stärkung des Demokratieverständnisses (pa-
rallele Formulierung in allen Grundsatzerlas-
sen) 
 
 
 
 
 
Stärkung von Vielfalt 
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2.7  Im Einzelnen sollen die Schülerinnen und 
Schüler 

- ein tragfähiges Grundwissen erwerben 
und anwenden; 
 

- über elementare Fertigkeiten sicher ver-
fügen; 

- über den Umgang mit Gegenständen 
und konkreten Sachverhalten sowie in 
Auseinandersetzung mit Anschauungen 
und Erfahrungen zu Erkenntnissen ge-
langen; 

- die Fähigkeit zu problemlösendem, abs-
trahierendem, Zusammenhänge erfas-
sendem und produktivem Denken alters-
gemäß entwickeln; 

- die Fähigkeit zu begrifflichem, urteilen-
dem und schließendem Denken alters-
gemäß entwickeln; 

 
 

- an geistiger Auseinandersetzung und 
Aktivitäten im musisch-kulturellen Be-
reich Interesse und Freude gewinnen; 

- entsprechende selbstständige Lernbe-
reitschaft entwickeln und mit Erfolgen, 
aber auch Misserfolgen eigenen Lernens 
und eigener Tätigkeit sowie mit Erfolgen 

in den Familien, im Beruf und in der Gesell-
schaft entgegenwirkt. Zudem soll das Erleben 
der Vielfältigkeit der persönlichen Bedürf-
nisse und in diesem Kontext der Umgang mit 
Inklusion als gesellschaftliche Normalität be-
greifbar werden. 
 
2.7 Im Einzelnen sollen die Schülerinnen und 
Schüler 

- ein tragfähiges Grundwissen und Kom-
petenzen erwerben, anwenden und wei-
terentwickeln; 

- über elementare Fertigkeiten sicher ver-
fügen; 

- über den Umgang mit Gegenständen 
und konkreten Sachverhalten sowie in 
Auseinandersetzung mit Anschauungen 
und Erfahrungen zu Erkenntnissen ge-
langen; 

- die Fähigkeit zu problemlösendem, abs-
trahierendem, Zusammenhänge erfas-
sendem und produktivem Denken alters-
gemäß entwickeln; 

- die Fähigkeit zu begrifflichem, urteilen-
dem und schließendem Denken alters-
gemäß entwickeln; 

- digitale Kompetenzen erwerben und wei-
terentwickeln; 

- an geistiger Auseinandersetzung und 
Aktivitäten im musisch-kulturellen Be-
reich Interesse und Freude gewinnen; 

- entsprechende selbstständige Lernbe-
reitschaft entwickeln und mit Erfolgen, 
aber auch Misserfolgen eigenen Lernens 
und eigener Tätigkeit sowie mit Erfolgen 

 
Stärkung von Vielfalt und Inklusion (parallele 
Formulierung in allen Grundsatzerlassen) 
 
 
 
 
 
 
Aufnahme des Kompetenzbegriffs 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufnahme digitaler Kompetenzen 
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und Misserfolgen anderer angemessen 
umgehen lernen; 

- Erfahrungen mit individuellen Neigungen 
und individueller Leistungsfähigkeit so-
wie mit individuellen Sichtweisen gewin-
nen; 

- sozialbestimmte Verhaltensweisen er-
kennen und soziale Beziehungen gestal-
ten lernen; 

- in einer Gruppe arbeiten und dabei Ver-
antwortung übernehmen lernen; 

- sich an der Gestaltung von Schule und 
an schulischen Entscheidungsprozes-
sen altersgemäß beteiligen; 

- auf die Anforderungen in der gymnasia-
len Oberstufe vorbereitet und für ihre 
Aufgabenbereiche motiviert werden; 

- die gesellschaftliche Bedeutung der Be-
rufs- und Arbeitswelt erkennen und erste 
Einblicke in sie erhalten; 

- altersgemäß in die in dem Bildungsauf-
trag des Niedersächsischen Schulgeset-
zes genannten Wertvorstellungen und 
Normen eingeführt und fähig werden, 
über sie zu reflektieren, kritisch zu wäh-
len und sich zu entscheiden. 

 
2.8  Die Zielsetzungen und Aufgaben in den 
Schuljahrgängen 5 bis 10 des Gymnasiums 
lassen sich nur verwirklichen und erfüllen, 
wenn die Erziehungsberechtigten an den 
schulischen Belangen und Entscheidungs-
prozessen beteiligt werden. 
 

und Misserfolgen anderer angemessen 
umgehen lernen; 

- Erfahrungen mit individuellen Neigungen 
und individueller Leistungsfähigkeit so-
wie mit individuellen Sichtweisen gewin-
nen; 

- sozialbestimmte Verhaltensweisen er-
kennen und soziale Beziehungen gestal-
ten lernen; 

- in einer Gruppe arbeiten und dabei Ver-
antwortung übernehmen lernen; 

- sich an der Gestaltung von Schule und 
an schulischen Entscheidungsprozes-
sen altersgemäß beteiligen; 

- auf die Anforderungen in der gymnasia-
len Oberstufe vorbereitet und für ihre 
Aufgabenbereiche motiviert werden; 

- die gesellschaftliche Bedeutung der Be-
rufs- und Arbeitswelt erkennen und erste 
Einblicke in sie erhalten; 

- altersgemäß in die in dem Bildungsauf-
trag des Niedersächsischen Schulgeset-
zes genannten Wertvorstellungen und 
Normen eingeführt und fähig werden, 
über sie zu reflektieren, kritisch zu wäh-
len und sich zu entscheiden. 

 
2.8 Die Zielsetzungen und Aufgaben in den 
Schuljahrgängen 5 bis 10 des Gymnasiums 
lassen sich nur verwirklichen und erfüllen, 
wenn die Erziehungsberechtigten an den 
schulischen Belangen und Entscheidungs-
prozessen beteiligt werden. 
 

3. Stundentafeln 3. Stundentafeln  
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3.1  Der Unterricht in den Schuljahrgängen 5 
bis 10 besteht aus Pflichtunterricht und Wah-
lunterricht nach Stundentafel 1 (Anlage 1) 
oder aus Pflichtunterricht, Profilunterricht und 
Wahlunterricht nach Stundentafel 2 (Anlage 
2). 
 
3.2  Der Schulvorstand entscheidet, nach 
welcher Stundentafel der Unterricht erteilt 
wird; er kann auch entscheiden, dass der Un-
terricht für den einen Teil der Lerngruppen 
nach Stundentafel 1 und für den anderen Teil 
der Lerngruppen nach Stundentafel 2 erteilt 
wird. Der Schulelternrat ist vor dieser Ent-
scheidung zu hören (§ 96 Abs. 3 Satz 1 
NSchG). Auf die Möglichkeit der abweichen-
den Fachstunden- und Schülerpflichtstun-
denverteilung je Schuljahrgang nach Nr. 3.7.1 
wird hingewiesen. 
 
 
 
3.3  Zur Bildung von Profilen kann nach Ent-
scheidung des Schulvorstands Unterricht mit 
besonderem Schwerpunkt eingerichtet wer-
den in 

- alten Sprachen, 
- neuen Sprachen, 
- Musik, 
- Mathematik / Naturwissenschaften. 

 
Der Unterricht wird in der Regel im Klassen-
verband erteilt. Für den Unterricht werden die 

 
3.1 Der Unterricht in den Schuljahrgängen 5 
bis 10 besteht aus Pflichtunterricht und Wahl-
unterricht nach Stundentafel 1 (Anlage 1) 
oder aus Pflichtunterricht, Profilunterricht und 
Wahlunterricht nach Stundentafel 2 (Anlage 
2). 
 
3.2 Der Schulvorstand entscheidet, nach wel-
cher Stundentafel der Unterricht erteilt wird (§ 
38 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 NSchG); er kann 
auch entscheiden, dass der Unterricht für den 
einen Teil der Lerngruppen nach Stundenta-
fel 1 und für den anderen Teil der Lerngrup-
pen nach Stundentafel 2 erteilt wird. Die El-
ternvertretung (§ 96 Abs. 3 Satz 1 NSchG) 
sowie die Schülerinnen- und Schülervertre-
tung (§ 80 Abs. 3 Satz 1 NSchG) sind vor die-
ser Entscheidung zu hören. Auf die Möglich-
keit der abweichenden Fachstunden- und 
Schülerpflichtstundenverteilung je Schuljahr-
gang nach Nr. 3.7.1 wird hingewiesen. 
 
3.3 Zur Bildung von Profilen kann nach Ent-
scheidung des Schulvorstands Unterricht mit 
besonderem Schwerpunkt eingerichtet wer-
den in 

- alten Sprachen, 
- neuen Sprachen, 
- Musik, 
- Mathematik / Naturwissenschaften. 

 
Der Unterricht wird in der Regel im Klassen-
verband erteilt. Für den Unterricht werden die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung (Hinweis) 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung  
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Stunden nach Buchstabe B (Profilunterricht) 
der Stundentafel 2 verwendet. 
 
3.3.1  Am Gymnasium mit besonderem alt-
sprachlichen Schwerpunkt wird Griechisch 
als dritte Pflichtfremdsprache in den Schul-
jahrgängen 8 bis 10 erteilt. 
 
3.3.2  Am Gymnasium mit besonderem neu-
sprachlichen Schwerpunkt wird eine an der 
Schule genehmigte Fremdsprache als dritte 
Pflichtfremdsprache in den Schuljahrgängen 
8 bis 10 erteilt, die nicht erste oder zweite 
Pflichtfremdsprache für die jeweilige Schüle-
rin oder den jeweiligen Schüler ist. 
 
3.3.3  Am Gymnasium mit besonderem 
Schwerpunkt in Musik wird Musik in den 
Schuljahrgängen 6 bis 10 mit erhöhter Wo-
chenstundenzahl erteilt. 
 
3.3.4  Am Gymnasium mit besonderem 
Schwerpunkt in Mathematik / Naturwissen-
schaften werden in den Schuljahrgängen 8 
bis 10 die in der Stundentafel vorgegebenen 
Wochenstunden für den Profilunterricht zur 
Verstärkung des Unterrichts im mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Aufgabenfeld 
einschließlich des Faches Informatik verwen-
det. Bei der Entscheidung über die Verteilung 
der Wochenstunden auf die Fächer des Auf-
gabenfeldes können insgesamt bis zu zwei 
Wochenstunden für ein naturwissenschaftli-
ches Praktikum verwendet werden. 
 

Stunden nach Buchstabe B (Profilunterricht) 
der Stundentafel 2 verwendet. 
 
3.3.1 Am Gymnasium mit besonderem alt-
sprachlichen Schwerpunkt wird Griechisch 
als dritte Pflichtfremdsprache in den Schul-
jahrgängen 8 bis 10 erteilt. 
 
3.3.2 Am Gymnasium mit besonderem neu-
sprachlichen Schwerpunkt wird eine an der 
Schule genehmigte Fremdsprache als dritte 
Pflichtfremdsprache in den Schuljahrgängen 
8 bis 10 erteilt, die nicht erste oder zweite 
Pflichtfremdsprache für die jeweilige Schüle-
rin oder den jeweiligen Schüler ist. 
 
3.3.3 Am Gymnasium mit besonderem 
Schwerpunkt in Musik wird Musik in den 
Schuljahrgängen 6 bis 10 mit erhöhter Wo-
chenstundenzahl erteilt. 
 
3.3.4 Am Gymnasium mit besonderem 
Schwerpunkt in Mathematik / Naturwissen-
schaften werden in den Schuljahrgängen 8 
bis 10 die in der Stundentafel vorgegebenen 
Wochenstunden für den Profilunterricht zur 
Verstärkung des Unterrichts im mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Aufgabenfeld 
einschließlich des Faches Informatik verwen-
det. Bei der Entscheidung über die Verteilung 
der Wochenstunden auf die Fächer des Auf-
gabenfeldes können insgesamt bis zu zwei 
Wochenstunden für ein naturwissenschaftli-
ches Praktikum verwendet werden. 
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3.3.5  Die Entscheidung der Schülerin oder 
des Schülers für einen bestimmten Unterricht 
mit besonderem Schwerpunkt gilt im Regelfall 
für die Schuljahrgänge 8 bis 10, für den be-
sonderen Schwerpunkt Musik für die Schul-
jahrgänge 6 bis 10. Im Ausnahmefall ist auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten und mit 
Zustimmung der zuständigen Klassenkonfe-
renz ein Ausscheiden aus dem besonderen 
Schwerpunkt oder ein Wechsel des besonde-
ren Schwerpunktes zum Ende eines Schul-
jahres möglich. In einem solchen Fall sind die 
fehlenden Kenntnisse von der Schülerin oder 
dem Schüler selbstständig nachzuholen. 
 
3.4  Zur Bildung von Profilen kann nach Ent-
scheidung des Schulvorstands abweichend 
von Nr. 3.3 Wahlpflichtunterricht eingerichtet 
werden. Der Wahlpflichtunterricht wird in der 
Regel klassenübergreifend erteilt. Für den 
Unterricht werden die Stunden nach Buch-
stabe B (Profilunterricht) der Stundentafel 2 
verwendet. Der Wahlpflichtunterricht umfasst 
folgende Fachbereiche und Fächer: 
 
- Fremdsprachlicher Fachbereich: Hierzu 

gehören alle genehmigten Fremdspra-
chen, die nicht erste oder zweite Pflicht-
fremdsprache für die jeweilige Schülerin 
oder für den jeweiligen Schüler sind und 
als dritte Pflichtfremdsprache oder als 
Wahlfremdsprache betrieben werden kön-
nen; 

- Musisch-künstlerischer Fachbereich: Mu-
sik, Kunst;  

3.3.5 Die Entscheidung der Schülerin oder 
des Schülers für einen bestimmten Unterricht 
mit besonderem Schwerpunkt gilt im Regelfall 
für die Schuljahrgänge 8 bis 10, für den be-
sonderen Schwerpunkt Musik für die Schul-
jahrgänge 6 bis 10. Im Ausnahmefall ist auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten und mit 
Zustimmung der zuständigen Klassenkonfe-
renz ein Ausscheiden aus dem besonderen 
Schwerpunkt oder ein Wechsel des besonde-
ren Schwerpunktes zum Ende eines Schul-
jahres möglich. In einem solchen Fall sind die 
fehlenden Kenntnisse von der Schülerin oder 
dem Schüler selbstständig nachzuholen. 
 
3.4 Zur Bildung von Profilen kann nach Ent-
scheidung des Schulvorstands abweichend 
von Nr. 3.3 Wahlpflichtunterricht ab Schul-
jahrgang 8 eingerichtet werden. Dieser wird in 
der Regel klassenübergreifend in Wahlpflicht-
kursen erteilt. Für den Unterricht werden die 
Stunden nach Buchstabe B (Profilunterricht) 
der Stundentafel 2 verwendet. Der Wahl-
pflichtunterricht umfasst alle Fächer der Stun-
dentafel in den drei Aufgabenfeldern, das 
Fach Sport sowie alle genehmigten Fremd-
sprachen. Als dritte Fremdsprache kann nur 
eine Sprache gewählt werden, die nicht be-
reits als erste oder zweite Fremdsprache be-
legt wird. Die Leistungen in Wahlpflichtfä-
chern werden bewertet und sind versetzungs- 
und abschlusswirksam. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellungen 
 
 
 
 
 
Flexibilisierung und Öffnung der individuellen 
Schwerpunktbildung von Schulen im Rahmen 
des Freiräumeprozesses und der Dialogfo-
ren; Erweiterung der Fächer 
 
 
Von 3.4.2 zu den allgemeinen Regelungen 
verschoben 
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- Gesellschaftswissenschaftlicher Fachbe-

reich: Geschichte, Politik-Wirtschaft, Erd-
kunde, Religion / Werte und Normen, Ar-
beit-Wirtschaft-Technik; 

- Naturwissenschaftlicher Fachbereich: 
Physik, Chemie, Biologie sowie Informa-
tik; 

- Sport in Verbindung mit einem Fach eines 
der unter den Spiegelstrichen eins bis vier 
genannten Fachbereiche. 

 
3.4.1  Folgende Fächer können in den Wahl-
pflichtunterricht aufgenommen werden, so-
fern an der Schule für diese Fächer eine Un-
terrichtsgenehmigung erteilt ist: Pädagogik, 
Philosophie, Rechtskunde, Wirtschaftslehre, 
Ernährungslehre mit Chemie und Darstellen-
des Spiel. 
 
 
3.4.2  Die Schülerinnen und Schüler belegen 
im Wahlpflichtunterricht entweder eine wei-
tere Fremdsprache als dritte Pflichtfremd-
sprache oder zwei Fächer in einem anderen 
Fachbereich oder in zwei verschiedenen an-
deren Fachbereichen. Die Leistungen in 
Wahlpflichtfächern werden zensiert und sind 
versetzungs- und abschlusswirksam. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.4.1 Folgende Fächer können in den Wahl-
pflichtunterricht aufgenommen werden, so-
fern an der Schule durch die oberste Schul-
behörde für diese Fächer eine Unterrichtsge-
nehmigung erteilt ist: Pädagogik, Philoso-
phie, Rechtskunde, Wirtschaftslehre, Ernäh-
rungslehre mit Chemie und Darstellendes 
Spiel. 
 
3.4.2 Die Schülerinnen und Schüler belegen 
je nach Angebot der Schule im Wahlpflichtun-
terricht entweder  

- eine weitere Fremdsprache als dritte 
Pflichtfremdsprache oder 

- Unterricht in zwei Fächern, die in ge-
trennten Kursen unterrichtet und einzeln 
bewertet werden oder 

- Unterricht in einem Kurs in einem oder 
mehreren Fächern, der fächerübergrei-
fend und -verbindend angelegt sein 
kann. Dieser Unterricht wird mit einer 
Note bewertet. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung der bisherigen Genehmigungs-
praxis 
 
 
 
 
 
 
Flexibilisierung und Öffnung der individuellen 
Schwerpunktbildung von Schulen im Rahmen 
des Freiräumeprozesses und der Dialogfo-
ren; hier: Erweiterung der Möglichkeiten des 
Wahlpflichtangebots 
 
Die Leistungen in Wahlpflichtfächern werden 
zensiert und sind versetzungs- und ab-
schlusswirksam. Dieser Satz wurde nach Nr. 
3.4 letzter Satz verschoben. 
 
 
 



 

Geltende Regelungen Änderungsentwurf Begründung 

 

12 

3.4.3  Wahlpflichtunterricht ist nach den Mög-
lichkeiten der Schule einzurichten. Ein An-
spruch der Schülerinnen und Schüler auf ein 
bestimmtes Angebot besteht nicht. Es sind 
Angebote aus verschiedenen Fachbereichen 
einzurichten; darunter soll mindestens ein An-
gebot aus dem fremdsprachlichen Fachbe-
reich und müssen mindestens zwei nicht 
sprachliche Angebote sein. Wahlpflichtunter-
richt kann schuljahrgangs- und schulüber-
greifend durchgeführt werden.  
 
3.4.4  Die Entscheidung der Schülerinnen 
und Schüler für einen bestimmten Wahl-
pflichtunterricht gilt im Regelfall für die Schul-
jahrgänge 8 bis 10. Im Ausnahmefall ist auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten und mit 
Zustimmung der zuständigen Klassenkonfe-
renz ein Ausscheiden aus dem Wahlpflichtbe-
reich oder der Wechsel eines Faches im 
Wahlpflichtbereich zum Ende eines Schuljah-
res zulässig. In einem solchen Fall sind die 
fehlenden Kenntnisse von der Schülerin oder 
dem Schüler selbstständig nachzuholen.  

 
3.5  In Sachfächern kann der Unterricht nach 
Nr. 4.7.5 fremdsprachig erteilt werden. 
 
3.6  Die Einrichtung und spezielle Ausgestal-
tung von Unterricht gemäß Nrn. 3.3 bis 3.5 in 
Verbindung mit Nr. 4.7.5 Satz 1 bedarf der 
Zustimmung des Schulträgers. Der Schulbe-
hörde ist über die Einrichtung und Ausgestal-
tung zu berichten. 

 

3.4.3 Wahlpflichtunterricht ist nach den Mög-
lichkeiten der Schule einzurichten. Ein An-
spruch der Schülerinnen und Schüler auf ein 
bestimmtes Angebot besteht nicht. Es sind 
Angebote aus verschiedenen Fachbereichen 
einzurichten. Wahlpflichtunterricht kann 
schuljahrgangs- und schulübergreifend 
durchgeführt werden.  
 
 
 
 
3.4.4 Die Entscheidung der Schülerinnen und 
Schüler für einen bestimmten Wahlpflichtun-
terricht gilt im Regelfall für die Schuljahr-
gänge 8 bis 10. Im Ausnahmefall ist auf An-
trag der Erziehungsberechtigten und mit Zu-
stimmung der zuständigen Klassenkonferenz 
ein Ausscheiden aus dem Wahlpflichtbereich 
oder der Wechsel eines Faches im Wahl-
pflichtbereich zum Ende eines Schuljahres 
zulässig. In einem solchen Fall sind die feh-
lenden Kenntnisse von der Schülerin oder 
dem Schüler selbstständig nachzuholen.  

 
3.5 In Sachfächern kann der Unterricht nach 
Nr. 4.8.5 fremdsprachig erteilt werden. 
 
3.6 Die Einrichtung und spezielle Ausgestal-
tung von Unterricht gemäß Nrn. 3.3 bis 3.5 in 
Verbindung mit Nr. 4.8.5 Satz 1 bedarf der 
Zustimmung des Schulträgers. Der Schulbe-
hörde ist über die Einrichtung und Ausgestal-
tung zu berichten. 

 

 
 
 
 
 
Flexibilisierung, Aufhebung der Einschrän-
kung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
Folgeänderung 
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3.7  Allgemeine Anmerkungen 
 
3.7.1  Zur Förderung der Schülerinnen und 
Schüler, zur Verbesserung fachspezifischer 
Lehr- und Lernverfahren sowie zur Weiterent-
wicklung des fachübergreifenden und fächer-
verbindenden Lernens kann der Schulvor-
stand eine von den Stundentafeln nach Nr. 
3.1 abweichende Verteilung der Fachstunden 
vornehmen. Dabei sind die Gesamtwochen-
stunden je Fach für den Durchgang in den 
Schuljahrgängen 5 bis 10 einzuhalten  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.7 Allgemeine Anmerkungen 
 
3.7.1 Abweichungen von der Stundentafel 
 
3.7.1.1 Zur Förderung der Schülerinnen und 
Schüler, zur Verbesserung fachspezifischer 
Lehr- und Lernverfahren sowie zur Weiterent-
wicklung des fachübergreifenden und fächer-
verbindenden Lernens kann der Schulvor-
stand eine von den Stundentafeln nach Nr. 
3.1 abweichende Verteilung der Fachstunden 
vornehmen. Dabei sind die Gesamtwochen-
stunden je Fach für den Durchgang in den 
Schuljahrgängen 5 bis 10 einzuhalten.  
 
3.7.1.2 Auf Beschluss des Schulvorstands 
kann abweichend von Nr. 3.7.1.1 die in den 
Stundentafeln vorgesehene Gesamtstunden-
zahl in den Fächern 
- Musik oder Kunst und 
- Geschichte oder Erdkunde oder Politik-

Wirtschaft und 
- Biologie oder Chemie oder Physik 
um jeweils eine Stunde unterschritten wer-
den. Die Stunden im Schuljahrgang 10 sind 
von dieser Unterschreitung ausgenommen. 
Diese eine Stunde bzw. zwei oder drei Stun-
den sind für ein anderes Fach oder andere 
Fächer im Pflicht- oder Profilunterricht zu ver-
wenden. Die Schülerinnen- und -schüler-
pflichtstundenzahl von 181 (Stundentafel 1) 
bzw. 187 (Stundentafel 2) ist einzuhalten. Es 
ist zu gewährleisten, dass in den Fächern, in 
denen die Gesamtstundenzahl unterschritten 

 
 
Sprachliche Anpassung und neue Struktur 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flexibilisierung der Stundentafeln und Mög-
lichkeiten der Schulen zur individuellen 
Schwerpunktsetzung im Rahmen des Frei-
räumeprozesses und der Dialogforen 
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und soll die Schülerpflichtstundenzahl je 
Schuljahrgang um nicht mehr als eine Wo-
chenstunde über- oder unterschritten wer-
den.  
 
 
3.7.2  Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann entscheiden, vorübergehend zwei Lehr-
kräfte im Fachunterricht gleichzeitig einzuset-
zen oder Klassenteilungen vorzunehmen; 
aus diesen Gründen darf Pflicht- und Wahl-
pflichtunterricht nicht gekürzt und können zu-
sätzliche Lehrerwochenstunden nicht bean-
sprucht werden. Im Schuljahrgang 5 können 
zu Beginn des Schuljahres freie Unterrichts- 
und Arbeitsformen im Vordergrund stehen. 
Die Einhaltung der Fachstundenanteile ge-
mäß Stundentafel kann hierbei nachrangig 
sein. 
 
 
 

wird, der Kompetenzerwerb gemäß den 
Kerncurricula sichergestellt wird. 
 
3.7.1.3 Die nach Nr. 3.7.1.2 getroffenen Be-
schlüsse sind im Rahmen der Eigenverant-
wortung der Schule (§ 32 NSchG) zu überprü-
fen und zu bewerten. 
 
3.7.1.4 Über Nr. 3.7.1.2 hinausgehende Ab-
weichungen von der Stundentafel sind zu be-
antragen. Über die Genehmigung entschei-
det die oberste Schulbehörde.  
 
3.7.1.5 Bei Abweichungen von der Stunden-
tafel soll die Schülerinnen- und Schülerpflicht-
stundenzahl je Schuljahrgang um nicht mehr 
als eine Wochenstunde über- oder unter-
schritten werden.  
 
3.7.2 Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann entscheiden, vorübergehend zwei Lehr-
kräfte im Fachunterricht gleichzeitig einzuset-
zen oder Klassenteilungen vorzunehmen; 
aus diesen Gründen darf Pflicht- und Wahl-
pflichtunterricht nicht gekürzt und können zu-
sätzliche Lehrkräftewochenstunden nicht be-
ansprucht werden. Im Schuljahrgang 5 kön-
nen zu Beginn des Schuljahres zur Erleichte-
rung des Übergangs von der Grundschule in 
das Gymnasium freie Unterrichts- und Ar-
beitsformen im Vordergrund stehen. Die Ein-
haltung der Fachstundenanteile gemäß Stun-
dentafel kann hierbei nachrangig sein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
Erläuterung der Zielrichtung dieser Regelung 
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3.7.3  Die Klassenlehrerinnen und Klassen-
lehrer sollen in ihren Klassen möglichst nicht 
weniger als vier Wochenstunden Unterricht 
erteilen. Fachlehrerinnen und Fachlehrer sol-
len in der Regel eine Klasse in zwei aufeinan-
der folgenden Schuljahren unterrichten. Der 
Unterricht in einer Lerngruppe sollte von mög-
lichst wenigen Lehrkräften erteilt werden. 
 
3.7.4  Die Verfügungsstunde dient der Wahr-
nehmung erzieherischer und organisatori-
scher Aufgaben und wird in der Regel von der 
Klassenlehrerin oder dem Klassenlehrer er-
teilt. In den Schuljahrgängen 7 bis 10 kann 
eine Verfügungsstunde eingerichtet werden; 
zusätzliche Lehrerstunden können nicht be-
ansprucht werden. 
 
3.7.5  Ein in der Stundentafel einstündig aus-
gewiesenes Fach ist in der Regel als Halbjah-
resunterricht mit zwei Wochenstunden anzu-
setzen. Wird der Unterricht in mehreren Fä-
chern in einer Klasse durch eine Lehrkraft er-
teilt, ist Epochenunterricht zulässig. Bei ge-
eigneten Unterrichtsinhalten und -methoden 
soll auch fachübergreifend und fächerverbin-
dend gearbeitet werden.  
 
 
 
3.7.6  Schülerinnen und Schüler, die nicht am 
Religionsunterricht gemäß § 124 NSchG teil-
nehmen, sind zur Teilnahme am Unterricht 
Werte und Normen verpflichtet, sofern sich 

3.7.3 Die Klassenlehrkräfte sollen in ihren 
Klassen möglichst nicht weniger als vier Wo-
chenstunden Unterricht erteilen. Fachlehr-
kräfte sollen in der Regel eine Klasse bzw. 
Lerngruppe in zwei aufeinander folgenden 
Schuljahren unterrichten. Der Unterricht in ei-
ner Lerngruppe sollte von möglichst wenigen 
Lehrkräften erteilt werden. 
 
3.7.4 Die Verfügungsstunde dient der Wahr-
nehmung erzieherischer und organisatori-
scher Aufgaben und wird in der Regel von der 
Klassenlehrkraft erteilt. In den Schuljahrgän-
gen 7 bis 10 kann eine Verfügungsstunde ein-
gerichtet werden; zusätzliche Lehrkräftestun-
den können nicht beansprucht werden. 
 
 
3.7.5 Ein in der Stundentafel einstündig aus-
gewiesenes Fach ist in der Regel als Halbjah-
resunterricht mit zwei Wochenstunden anzu-
setzen (Epochalunterricht). Wird der Unter-
richt in mehreren Fächern in einer Klasse 
durch eine Lehrkraft erteilt, ist Epochenunter-
richt (z. B. eine andere Rhythmisierung inner-
halb des Stundenplans) zulässig. Bei geeig-
neten Unterrichtsinhalten und -methoden soll 
auch fachübergreifend und fächerverbindend 
gearbeitet werden.  
 
3.7.6 Schülerinnen und Schüler, die nicht am 
Religionsunterricht gemäß § 124 NSchG teil-
nehmen, sind zur Teilnahme am Unterricht 
Werte und Normen verpflichtet, sofern sich 
nicht aus § 128 Abs. 1 NSchG anderes ergibt. 

Redaktionelle Änderungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Definition von Epochalunterricht in Abgren-
zung zum Epochenunterricht 
 
Klarstellende Ergänzung zum Epochenunter-
richt 
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nicht aus § 128 Abs. 1 NSchG anderes ergibt. 
Einzelheiten regelt der Bezugserlass zu e. 
 
 
 
3.7.7  Unterricht nach dem Curriculum „Mobi-
lität“ ist Bestandteil des Pflichtunterrichts. 
 
3.7.8  Für Schülerinnen und Schüler der 
Schuljahrgänge 5 bis 10 sind Wahlfächer in 
der Regel mit zwei Wochenstunden anzubie-
ten. Eine Wahlfremdsprache nach Nr. 4.7.4.4 
wird zwei-, drei- oder vierstündig angeboten. 
 

Einzelheiten regelt der jeweils geltende Er-
lass mit Regelungen für den Religionsunter-
richt und den Unterricht im Fach Werte und 
Normen.  
 
3.7.7 Unterricht nach dem Curriculum „Mobi-
lität“ ist Bestandteil des Pflichtunterrichts. 
 
3.7.8 Für Schülerinnen und Schüler der 
Schuljahrgänge 5 bis 10 sind Wahlfächer in 
der Regel mit zwei Wochenstunden anzubie-
ten. Eine Wahlfremdsprache nach Nr. 4.8.4.4 
wird zwei-, drei- oder vierstündig angeboten. 
 

Erlass zurzeit außer Kraft, s. Begründung un-
ter Bezugserlass zu e) (alt) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 

4. Organisation von Lernprozessen 
 
4.1  Die Förderung der individuellen Bega-
bungen, Fähigkeiten und Neigungen sowie 
die unterschiedlichen Lernsituationen und 
Lernfortschritte der Schülerinnen und Schüler 
erfordern einen angemessenen Einsatz viel-
fältiger Unterrichtsverfahren und -formen. 
Aus den in Nr. 2 angegebenen Zielen ergibt 
sich die Notwendigkeit, Unterrichtsverfahren 
und -formen zu bevorzugen, die problembe-
zogenes Denken anregen, geistige Aktivität 
herausfordern, selbstständiges Lernen för-
dern sowie zu der Fähigkeit führen, mit ande-
ren zusammenzuarbeiten. Projektorientiertes 
Lernen und projektorientierte Arbeitsweisen 
sind besonders gekennzeichnet durch fach-
übergreifende und fächerverbindende Frage-
stellungen und Methoden und lassen es zu, 
dass sich die Schule außerschulischen Lern-
orten öffnet. 

4. Organisation von Lernprozessen 
 
4.1 Die Lehr- und Lernverfahren sollen den 
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen, den 
individuellen Begabungen, Fähigkeiten und 
Neigungen und dem unterschiedlichen Lern-
verhalten gerecht werden. 
 
4.2 Die Lernprozesse sind so zu planen und 
zu gestalten, dass das selbstständige, selbst-
regulierende, kooperative und kollaborative 
Lernen angeregt und unterstützt wird. Dabei 
sollen das kreative Handeln, das handlungs-
orientierte und problembezogene Arbeiten 
sowie das kritische Denken und die geistige 
Aktivität der Schülerinnen und Schüler geför-
dert werden. Offene Arbeitsformen wie Wo-
chenplanarbeit, Freiarbeit und Projektunter-
richt sowie Selbstlernangebote können Be-
standteile von Lernprozessen sein. Schulen 

 
 
Begründung für Änderungen in Nr. 4:  
Aktualisierung und Modernisierung der Hin-
weise zur Organisation von Lernprozessen  
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4.2  Übungs- und Wiederholungsphasen so-
wie unterrichtsimmanente Formen der Ergeb-
nissicherung dienen der Festigung und Ver-
tiefung des Gelernten. Hausaufgaben sind 
hierzu eine notwendige Ergänzung und sollen 
darüber hinaus anregen, sich mit dem im Un-
terricht Gelernten zu beschäftigen sowie sich 
auf den Unterricht vorzubereiten. Weitere 
Einzelheiten regelt der Erlass „Hausaufgaben 
an den allgemein bildenden Schulen“. 
 
 
4.3  Da die Schülerinnen und Schüler auf 
selbstständige Entscheidungen über ihren 
Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe 
oder in berufsbezogenen Bildungsgängen 
vorbereitet werden sollen, müssen sie in zu-
nehmendem Maße an der Unterrichtsplanung 
und -gestaltung Anteil haben. Zu Beginn des 
Schuljahres sind diese mit den Schülerinnen 
und Schülern zu erörtern. Von den Lehrplä-
nen ausgehend, sollen im Unterricht zudem 
fachbezogene und fachübergreifende sowie 
fächerverbindende Themen von den Schüle-
rinnen und Schülern selber gewählt oder ein-
gebracht werden können. 
 
 
4.4 Zwischen den Klassen eines Schuljahr-
gangs ist ein annähernd gleicher Leistungs-
stand sicherzustellen. Hierzu sind Abspra-
chen unter der Lehrerschaft ebenso zu treffen 

sollen sich außerschulischen Lernorten öff-
nen.   
 
4.3 Übungs-, Wiederholungs-, Anwendungs- 
und Transferphasen sind wichtig für die Si-
cherung, Vertiefung und spätere Anwendung 
des Gelernten. Deshalb sollen die Schülerin-
nen und Schüler lernen, wie sinnvoll geübt 
werden kann, sowie der eigene Lernprozess 
selbstregulierend gestaltet und die Ergeb-
nisse selbstständig gesichert werden können. 
Dazu dienen auch die den Lernprozess vor- 
und nachbereitenden Aufgaben. Weitere Ein-
zelheiten regelt der Bezugserlass zu m. 
 
4.4 Schülerinnen und Schüler werden in zu-
nehmendem Maße an der Planung und Ge-
staltung der Lernprozesse sowie an der Aus-
wahl der Lerninhalte beteiligt, um sie auf 
selbstständige Entscheidungen über ihren 
Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe 
oder in berufsbezogenen Bildungsgängen 
vorzubereiten. Dies kann z. B. die gemein-
same Erörterung der schuleigenen Arbeits-
pläne, der fachübergreifenden sowie fächer-
verbindenden Vorhaben, die Diskussion der 
Planung für einzelne Unterrichtseinheiten 
und die selbstständige Wahl und Erarbeitung 
von Aufgaben, Schwerpunkten und Projekten 
beinhalten. 
 
4.5 Zwischen den Klassen eines Schuljahr-
gangs ist ein annähernd gleicher Leistungs-
stand sicherzustellen. Hierzu sind Abspra-
chen unter den Lehrkräften ebenso zu treffen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
Sprachliche Anpassung 
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wie, bei schul- oder schulformübergreifenden 
Angeboten, eine Abstimmung mit anderen 
Schulen. 
 
4.5  Die in einer Klasse unterrichtenden Lehr-
kräfte sind gehalten, den Unterricht in den 
einzelnen Fächern aufeinander abzustimmen 
und nach Möglichkeit auch fachübergreifend 
und fächerverbindend zu arbeiten. Zudem 
sind durch schulinterne Absprachen insbe-
sondere zu Beginn eines Schuljahres lang- 
und kurzfristige Unterrichtsplanungen in den 
einzelnen Fächern durchzuführen. 
 
4.6  Die Zusammenarbeit der Lehrkräfte darf 
sich nicht auf Absprachen über den Unterricht 
beschränken. Sie soll auch die Betreuung der 
einzelnen Schülerinnen und Schüler und die 
Gestaltung des Schullebens insgesamt ein-
beziehen. 
 
4.7  Fremdsprachen 
 
4.7.1  Für Schülerinnen und Schüler mit Eng-
lisch als erster Pflichtfremdsprache ist in der 
Regel Französisch oder Latein zweite Pflicht-
fremdsprache. Für Schülerinnen und Schüler, 
die Englisch nicht als erste Pflichtfremdspra-
che erlernen, ist Englisch zweite Pflichtfremd-
sprache. 
 
 
 
 
 

wie, bei schul- oder schulformübergreifenden 
Angeboten, eine Abstimmung mit anderen 
Schulen. 
 
4.6 Die in einer Klasse unterrichtenden Lehr-
kräfte sind gehalten, den Unterricht in den 
einzelnen Fächern aufeinander abzustim-
men und nach Möglichkeit auch fachüber-
greifend und fächerverbindend zu arbeiten. 
Zudem sind durch schulinterne Absprachen 
insbesondere zu Beginn eines Schuljahres 
lang- und kurzfristige Unterrichtsplanungen 
in den einzelnen Fächern durchzuführen. 
 
4.7 Darüber hinaus arbeiten Lehrkräfte auch 
in Bezug auf die individuelle Lern- und Per-
sönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen 
und Schüler sowie in der Schulentwicklung 
und bei der Gestaltung des Schullebens zu-
sammen. 
 
4.8 Fremdsprachen 
 
4.8.1 Für Schülerinnen und Schüler mit Eng-
lisch als erster Pflichtfremdsprache ist in der 
Regel Französisch, Latein oder Spanisch 
zweite Pflichtfremdsprache. Französisch und 
Latein sollen an jedem Standort vertreten 
sein. An Standorten mit mindestens drei 
Klassen, in denen Englisch erste Pflicht-
fremdsprache ist, soll in der Regel höchstens 
eine Lerngruppe Spanisch eingerichtet wer-
den, an Standorten mit vier Klassen sollen in 
der Regel höchstens zwei und an Standorten 
mit fünf oder mehr Klassen in der Regel 

 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung und Aufnahme der 
Schulentwicklung als weiterführender Begriff 
(§ 51 Abs. 1 Satz 4 NSchG) 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
Folgeänderung 
 
Einführung von Spanisch als zweite Pflicht-
fremdsprache ohne Genehmigungsvorbehalt 
aufgrund wachsender Bedeutung dieser 
Fremdsprache. Die Regelung entspricht der 
bisherigen Genehmigungspraxis.  
s. auch Nr. 4.7.3 alt 
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4.7.2  Am Unterricht in Griechisch als dritte 
Pflichtfremdsprache können Schülerinnen 
und Schüler teilnehmen, die Latein als Pflicht-
fremdsprache erlernt haben. Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter kann Ausnahmen zulas-
sen. 
 
4.7.3  Über die Genehmigung zur Einführung 
anderer Fremdsprachen als erste oder zweite 
Pflichtfremdsprache sowie zur Einführung ei-
ner dritten Pflichtfremdsprache entscheidet 
die oberste Schulbehörde. Französisch soll 
an jedem Standort vertreten sein. An Stand-
orten mit ständig zwei oder mehr Klassen im 
gleichen Schuljahrgang, in denen Englisch 
erste Pflichtfremdsprache ist, soll auch Latein 
als zweite Pflichtfremdsprache angeboten 
werden. 
 
4.7.4  Als Wahlfremdsprache können Franzö-
sisch, Spanisch, Italienisch, Niederländisch, 
Russisch, Griechisch und Latein angeboten 
werden. Die Einführung anderer als der ge-
nannten Wahlfremdsprachen ist mit Geneh-
migung der obersten Schulbehörde zulässig. 
 
 
 

höchstens drei Lerngruppen Spanisch einge-
richtet werden. Für Schülerinnen und Schü-
ler, die Englisch nicht als erste Pflichtfremd-
sprache erlernen, ist Englisch zweite Pflicht-
fremdsprache. 
 
4.8.2 Am Unterricht in Griechisch als dritte 
Pflichtfremdsprache können Schülerinnen 
und Schüler teilnehmen, die Latein als 
Pflichtfremdsprache erlernt haben. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter kann Aus-
nahmen zulassen. 
 
4.8.3 Über die Genehmigung zur Einführung 
anderer Fremdsprachen als erste oder 
zweite Pflichtfremdsprache sowie zur Einfüh-
rung einer dritten Pflichtfremdsprache ent-
scheidet die oberste Schulbehörde.  
 
 
 
 
 
 
 
4.8.4 Als Wahlfremdsprache können Franzö-
sisch, Spanisch, Italienisch, Niederländisch, 
Russisch, Chinesisch, Griechisch und Latein 
angeboten werden. Die Einführung anderer 
als der genannten Wahlfremdsprachen ist mit 
Genehmigung der obersten Schulbehörde 
zulässig. 
 

 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
Verschoben in Nr. 4.8.1 neu und auf die An-
zahl von Spanischlerngruppen moderat an-
gepasst 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
Aufnahme von Chinesisch als genehmi-
gungsfreie Wahlfremdsprache (KC vorhan-
den) 
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4.7.4.1  Schulen, an denen vor Inkrafttreten 
dieses Erlasses im Schuljahrgang 7 eine im 
Schuljahrgang 5 begonnene andere erste 
Pflichtfremdsprache als Englisch fortgesetzt 
worden ist, können diese Fremdsprache im 
Schuljahrgang 5 als Wahlfremdsprache an-
bieten und ab Schuljahrgang 6 als zweite 
Pflichtfremdsprache fortführen; ansonsten 
beginnt die Wahlfremdsprache im Schuljahr-
gang 8.  
 
4.7.4.2  In Fremdsprachen können auch Ar-
beitsgemeinschaften angeboten werden, die 
in einem Schulhalbjahr oder in mehreren auf-
einander folgenden Schulhalbjahren in die 
betreffende Sprache oder in verschiedene 
Sprachen einführen.  
 
4.7.4.3  Wahlfremdsprachenunterricht ab 
dem Schuljahrgang 8 soll nach Stundentafel 
2 in Verbindung mit Wahlpflichtfremdspra-
chenunterricht erteilt werden; bei der Stun-
dentafel 1 wird er zusätzlich zum Pflichtunter-
richt erteilt.  
 
4.7.4.4  Die Wahlfremdsprache wird in der 
Form eines Lehrgangs unterrichtet, so dass 
der Besuch jeweils die Teilnahme in den vor-
hergehenden Schulhalbjahren zur Vorausset-
zung hat. Die Wahlfremdsprache nach Nr. 
4.7.4.1 wird im Schuljahrgang 5 vierstündig, 
die Wahlfremdsprache ab Schuljahrgang 8 
zwei-, drei- oder vierstündig erteilt. 
 

4.8.4.1 Schulen, an denen im Schuljahrgang 
5 eine weitere erste Pflichtfremdsprache ne-
ben Englisch angeboten wird, können diese 
Fremdsprache im Schuljahrgang 5 als Wahl-
fremdsprache anbieten und ab Schuljahr-
gang 6 als zweite Pflichtfremdsprache fortfüh-
ren; ansonsten beginnt die Wahlfremdspra-
che im Schuljahrgang 8. 
 
 
 
4.8.4.2 In Fremdsprachen können auch Ar-
beitsgemeinschaften angeboten werden, die 
in einem Schulhalbjahr oder in mehreren auf-
einander folgenden Schulhalbjahren in die 
betreffende Sprache oder in verschiedene 
Sprachen einführen.  
 
4.8.4.3 Wahlfremdsprachenunterricht ab 
dem Schuljahrgang 8 soll nach Stundentafel 
2 in Verbindung mit Wahlpflichtfremdspra-
chenunterricht erteilt werden; bei der Stun-
dentafel 1 wird er zusätzlich zum Pflichtunter-
richt erteilt.  
 
4.8.4.4 Die Wahlfremdsprache wird in der 
Form eines Lehrgangs unterrichtet, so dass 
der Besuch jeweils die Teilnahme in den vor-
hergehenden Schulhalbjahren zur Voraus-
setzung hat. Die Wahlfremdsprache nach Nr. 
4.8.4.1 wird im Schuljahrgang 5 vierstündig, 
die Wahlfremdsprache ab Schuljahrgang 8 
zwei-, drei- oder vierstündig erteilt. 
 

Folgeänderung 
Übergangsregelung von Übergang Abschaf-
fung der Orientierungsstufe ist heute entbehr-
lich, aber die Regelung an sich soll bestehen 
bleiben 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderungen 
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4.7.5  In Klassen, in denen fremdsprachig er-
teilter Unterricht (bilingualer Unterricht) nach 
Nrn. 3.5 und 3.6 angeboten wird, ist dieser in 
mindestens einem Sachfach zu erteilen. Für 
die Leistungsbewertung im bilingualen Sach-
fachunterricht sind die fachlichen Leistungen 
entscheidend; die angemessene Verwen-
dung der Fremdsprache einschließlich der 
entsprechenden Fachsprache ist zu berück-
sichtigen. 
 
Unabhängig von Nrn. 3.5 und 3.6 kann die 
Schulleiterin oder der Schulleiter auf Vor-
schlag der Fachkonferenz entscheiden, in 
Sachfächern vorübergehend und zeitlich be-
grenzt geeignete Unterrichtsthemen fremd-
sprachig zu unterrichten; dabei ist zu gewähr-
leisten, dass der Unterricht in dem Sachfach 
überwiegend in deutscher Sprache erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
4.8  Abgesehen von der Wahlfremdsprache 
wird wahlfreier Unterricht im Rahmen der ver-
fügbaren Lehrerstunden von der Schule in 
der Regel ein- oder zweistündig eingerichtet; 
zum wahlfreien Unterricht gehört auch För-
derunterricht. Dabei soll sich das Angebot im 
Rahmen der Möglichkeiten der Schule an den 
Wünschen der Schülerinnen und Schüler so-
wie der Erziehungsberechtigten orientieren. 

4.8.5 In Klassen, in denen fremdsprachig er-
teilter Unterricht (bilingualer Unterricht) nach 
Nrn. 3.5 und 3.6 angeboten wird, ist dieser in 
mindestens einem Sachfach zu erteilen. Für 
die Leistungsbewertung im bilingualen Sach-
fachunterricht sind die fachlichen Leistungen 
entscheidend; die angemessene Verwen-
dung der Fremdsprache einschließlich der 
entsprechenden Fachsprache ist zu berück-
sichtigen. 
 
Unabhängig von Nrn. 3.5 und 3.6 kann die 
Schulleiterin oder der Schulleiter auf Vor-
schlag der Fachkonferenz entscheiden, in 
Sachfächern vorübergehend und zeitlich be-
grenzt geeignete Unterrichtsthemen fremd-
sprachig zu unterrichten; dabei ist zu gewähr-
leisten, dass der Unterricht in dem Sachfach 
überwiegend in deutscher Sprache erfolgt. 
 
4.8.6 Für besondere Maßnahmen zur 
Sprachförderung und für besondere Fremd-
sprachenregelungen für neu zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler gilt der Bezugser-
lass zu n. 
 
4.9 Abgesehen von der Wahlfremdsprache 
wird wahlfreier Unterricht im Rahmen der ver-
fügbaren Lehrerstunden von der Schule in 
der Regel ein- oder zweistündig eingerichtet; 
zum wahlfreien Unterricht gehört auch För-
derunterricht. Dabei soll sich das Angebot im 
Rahmen der Möglichkeiten der Schule an 
den Wünschen der Schülerinnen und Schüler 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis auf den Erlass „Schulische Förde-
rung von Mehrsprachigkeit“ neu aufgenom-
men 
 
 
 
Folgeänderung 
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Benachbarte Schulen sollen das Angebot in 
wahlfreiem Unterricht, insbesondere bei För-
derunterricht und Arbeitsgemeinschaften, 
durch Kooperation erweitern, sofern die Vo-
raussetzungen hierfür bestehen. 
 
 
4.9  Für Unterricht mit besonderem Schwer-
punkt, Wahlpflichtunterricht sowie wahlfreien 
Unterricht entscheiden sich die Schülerinnen 
und Schüler selbst. Sie werden dabei von der 
Schule beraten. Die Zustimmung der Erzie-
hungsberechtigten ist erforderlich. 
 
 
4.10  Abgesehen von der Wahlfremdsprache 
werden Wahlfächer in thematisch bestimm-
ten Schulhalbjahreseinheiten unterrichtet, die 
in einem didaktischen Zusammenhang ste-
hen können. Arbeitsgemeinschaften dauern 
in der Regel ein halbes Schuljahr und sind im 
Allgemeinen didaktisch voneinander unab-
hängig. 
 
4.11  In jedem Schuljahrgang soll Projektun-
terricht gemäß Nr. 4.1 durchgeführt werden, 
der klassenbezogen, schuljahrgangsbezo-
gen, schuljahrgangsübergreifend sowie 
schul- und schulformübergreifend organisiert 
werden kann.  
 
Die Erziehungsberechtigten und Schülerin-
nen und Schüler sollen über die mit dem Pro-
jektunterricht verbundenen pädagogischen 

sowie der Erziehungsberechtigten orientie-
ren. Benachbarte Schulen sollen das Ange-
bot in wahlfreiem Unterricht, insbesondere 
bei Förderunterricht und Arbeitsgemein-
schaften, durch Kooperation erweitern, so-
fern die Voraussetzungen hierfür bestehen. 
 
4.10 Für Unterricht mit besonderem Schwer-
punkt und Wahlpflichtunterricht sowie für 
wahlfreien Unterricht entscheiden sich die 
Schülerinnen und Schüler selbst. Sie werden 
dabei von der Schule beraten. Die Zustim-
mung der Erziehungsberechtigten ist erfor-
derlich. 
 
4.11 Abgesehen von der Wahlfremdsprache 
werden Wahlfächer in thematisch bestimm-
ten Schulhalbjahreseinheiten unterrichtet, 
die in einem didaktischen Zusammenhang 
stehen können. Arbeitsgemeinschaften dau-
ern in der Regel ein halbes Schuljahr und 
sind im Allgemeinen didaktisch voneinander 
unabhängig. 
 
4.12 In jedem Schuljahrgang soll Projektun-
terricht gemäß Nr. 4.2 durchgeführt werden, 
der klassenbezogen, schuljahrgangsbezo-
gen, schuljahrgangsübergreifend, schul-
zweigübergreifend sowie schul- und schul-
formübergreifend organisiert werden kann. 
 
Die Schülerinnen und Schüler sowie die Er-
ziehungsberechtigten sind über die mit dem 
Projekt verbundenen pädagogischen und or-

 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
Sprachliche Anpassung 
 
 
 
 
 
 
Folgenänderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
Redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassungen 
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und organisatorischen Fragen rechtzeitig in-
formiert werden; bei der Planung, Vorberei-
tung sowie Durchführung sind die Schülerin-
nen und Schüler sowie Erziehungsberechtig-
ten nach Möglichkeit zu beteiligen. 
 
 
4.12  In den Schuljahrgängen 5 bis 10 sollen 
die Schülerinnen und Schüler fachübergrei-
fende methodische Kompetenzen erwerben. 
Hierzu entwickelt die Schule ein Medien- und 
Methodenkonzept. 
 
 
 
 
 
 
 
4.13  Das Gymnasium bereitet die Schülerin-
nen und Schüler auf das spätere Berufsleben 
vor. Es vermittelt Bildungsinhalte und ermög-
licht den Erwerb von Kompetenzen, die zu ei-
nem Hochschulstudium befähigen und die 
Voraussetzungen für eine Berufsausbildung 
schaffen. Maßnahmen zur Berufs- und Studi-
enorientierung sind fester Bestandteil des 
gymnasialen Bildungsganges. Dazu gehören 
u. a. Schülerbetriebspraktika, Betriebserkun-
dungen, Schülerfirmen, Unterricht in Koope-
ration mit berufsbildenden Schulen und Hoch-
schulen, berufspraktische Projekte und pra-
xisorientierte Lernphasen. Das Gymnasium 
erstellt dazu ein fächerübergreifendes Kon-
zept und arbeitet dabei mit schulischen und 

ganisatorischen Fragen rechtzeitig zu infor-
mieren; bei der Planung und Vorbereitung 
sind die Schülerinnen und Schüler und an der 
Durchführung insbesondere auch die Erzie-
hungsberechtigten nach Möglichkeit zu betei-
ligen. 
 
4.13 In den Schuljahrgängen 5 bis 10 sollen 
die Schülerinnen und Schüler fachübergrei-
fende methodische Kompetenzen erwerben. 
Hierzu entwickelt die Schule ein fächerüber-
greifendes Methoden- und Medienbildungs-
konzept. Dabei werden Aspekte der Medien-
bildung, wie die sich stetig verändernde Kul-
tur der Digitalität sowie ein Lernen mit und 
über Medien auf Basis des „Orientierungs-
rahmens Medienbildung in der allgemein bil-
denden Schule“ berücksichtigt. 
 
4.14 Das Gymnasium bereitet die Schülerin-
nen und Schüler auf das spätere Berufsleben 
vor. Es vermittelt Bildungsinhalte und ermög-
licht den Erwerb von Kompetenzen, die zu ei-
nem Hochschulstudium befähigen und die 
Voraussetzungen für eine Berufsausbildung 
schaffen. Maßnahmen zur Beruflichen Orien-
tierung sind fester Bestandteil des gymnasia-
len Bildungsganges.  
 
 
 
Berufliche Orientierung ist Querschnittsauf-
gabe aller Fächer. Das Gymnasium erstellt 
dazu ein fächerübergreifendes Konzept.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
Anpassung des Begriffs 
 
 
Aufnahme des OR Medienbildung 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
 
 
Anpassung an Formulierung im Erlass Beruf-
liche Orientierung 
Regelungen sind im BO-Erlass enthalten und 
damit hier entbehrlich (s. Verweis auf den Be-
zugserlass zu l). 
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außerschulischen Partnern wie berufsbilden-
den Schulen, Hochschulen, Betrieben, der 
Berufsberatung der Arbeitsagentur und Kam-
mern zusammen. Die Schülerinnen und 
Schüler dokumentieren ihren Berufsorientie-
rungsprozess in geeigneter Form. Einzelhei-
ten regelt der Bezugserlass zu m. 
 
Können durch die Zusammenarbeit sächliche 
Kosten im Sinne von § 113 Abs. 1 NSchG ent-
stehen, so bedarf die Vereinbarung nach Satz 
5 der Zustimmung der Schulträger der betei-
ligten Schulen. 
 

 
 
 
 
 
Näheres regelt der Bezugserlass zu l.  
 
 
 

Regelungen sind im BO-Erlass enthalten und 
damit hier entbehrlich. 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
Regelungen sind im BO-Erlass enthalten und 
damit hier entbehrlich (s. Verweis auf Be-
zugserlass zu l). 
 
 
 
 
 

5. Differenzierung und Förderung 
 
5.1  Aufgrund der unterschiedlichen Lernvor-
aussetzungen und des unterschiedlichen 
Lernverhaltens der Schülerinnen und Schüler 
sind differenzierende Lernangebote und  
-anforderungen notwendig. 
 
 
 
5.2  Innere Differenzierung erfordert einen an-
gemessenen Einsatz verschiedener Unter-
richtsformen und -methoden, die sich aus den 
didaktischen Anforderungen des einzelnen 
Faches ableiten. Besonderes Anliegen inne-
rer Differenzierung ist es, gezielt auf die ein-
zelne Schülerin und den einzelnen Schüler 
einzugehen. 
 

5. Differenzierung und Förderung  
 
5.1 Aufgrund der unterschiedlichen Lernvor-
aussetzungen und des unterschiedlichen 
Lernverhaltens der Schülerinnen und Schüler 
sind differenzierende Lernangebote und  
-anforderungen notwendig. Differenzierungs-
maßnahmen dienen der individuellen Förde-
rung der Schülerinnen und Schüler. 
 
5.2 Innere Differenzierung erfordert einen an-
gemessenen Einsatz verschiedener Unter-
richtsformen und -methoden, die sich aus den 
didaktischen Anforderungen des einzelnen 
Faches ableiten. Besonderes Anliegen inne-
rer Differenzierung ist es, gezielt auf die ein-
zelne Schülerin und den einzelnen Schüler 
einzugehen. 
 

 
 
 
 
 
 
Ausschärfung 
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5.3  Formen der äußeren Differenzierung sind  
- Unterricht mit besonderem Schwer-

punkt, 
- Wahlpflichtunterricht, 
- wahlfreier Unterricht, 
- Förderunterricht, 
- Arbeitsgemeinschaften. 

 
5.4  Für den Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt und Wahlpflichtunterricht gelten 
insbesondere die Aussagen in Nr. 3. 
 
 
5.5  Wahlfreier Unterricht 
 
5.5.1  Wahlfreier Unterricht ist für die Schüle-
rinnen und Schüler ein zusätzliches Angebot. 
Schülerinnen und Schüler, die sich für ein 
Wahlangebot entschieden haben, sind je-
weils ein Schulhalbjahr lang zur regelmäßi-
gen Teilnahme verpflichtet. 
 
5.5.2  Wahlfreier Unterricht kann in Form von 
Wahlfächern, Förderunterricht oder Arbeits-
gemeinschaften angeboten werden. In Wahl-
fächern werden die Leistungen der Schülerin-
nen und Schüler zensiert; das Nähere regelt 
der Bezugserlass zu f. Wahlfreier Unterricht 
kann klassen-, schuljahrgangs-, schul- und 
schulformübergreifend angeboten werden. 
 
5.5.3  Im Rahmen des wahlfreien Unterrichts 
kann in den Schuljahrgängen 5 und 6 Gestal-
tendes Werken und Textiles Gestalten ange-
boten werden.  

5.3 Formen der äußeren Differenzierung sind  
- Unterricht mit besonderem Schwer-

punkt, 
- Wahlpflichtunterricht, 
- wahlfreier Unterricht, 
- Förderunterricht und 
- Arbeitsgemeinschaften. 

 
5.4 Für den Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt und Wahlpflichtunterricht gelten 
insbesondere die Aussagen in den Nrn. 3.3 
und 3.4. 
 
5.5 Wahlfreier Unterricht 
 
5.5.1 Wahlfreier Unterricht ist für die Schüle-
rinnen und Schüler ein zusätzliches Angebot. 
Schülerinnen und Schüler, die sich für ein 
Wahlangebot entschieden haben, sind je-
weils ein Schulhalbjahr lang zur regelmäßi-
gen Teilnahme verpflichtet. 
 
5.5.2  Wahlfreier Unterricht kann in Form von 
Wahlfächern, Förderunterricht oder Arbeits-
gemeinschaften angeboten werden. In Wahl-
fächern werden die Leistungen der Schülerin-
nen und Schüler zensiert; das Nähere regelt 
der Bezugserlass zu e. Wahlfreier Unterricht 
kann klassen-, schuljahrgangs-, schulform- 
und schulübergreifend angeboten werden. 
 
5.5.3 Im Rahmen des wahlfreien Unterrichts 
kann in den Schuljahrgängen 5 und 6 Gestal-
tendes Werken und Textiles Gestalten ange-

 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung 
 
 
 
 
Präzisierung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
Redaktionelle Anpassungen 
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5.6  Im Gymnasium wird die von der Grund-
schule dokumentierte individuelle Lernent-
wicklung für die Schülerinnen und Schüler in 
den Schuljahrgängen 5 bis 10 fortgeschrie-
ben.  
 
Die Dokumentation enthält Aussagen 

- zur Lernausgangslage, 
- zu den im Planungszeitraum angestreb-

ten Zielen, 
- zu Maßnahmen, mit deren Hilfe das Ziel 

erreicht werden soll, 
- zur Beschreibung und Einschätzung des 

Fördererfolgs durch die Lehrkraft und 
durch die Schülerin oder den Schüler. 

 
 
Die Klassenkonferenz erörtert die individuelle 
Lernentwicklung und beschließt die sich dar-
aus ergebenden Arbeitsschritte. Die doku-
mentierte individuelle Lernentwicklung ist mit 
Grundlage der Unterrichtung und Beratung 
der Erziehungsberechtigten über die schuli-
sche Entwicklung ihres Kindes. 
 
5.7  Förderunterricht 
 
5.7.1  Förderunterricht soll im Rahmen des 
wahlfreien Unterrichts für jene Schülerinnen 
und Schüler eingerichtet werden, die Kennt-

boten werden. Niederdeutsch kann als Wahl-
fach in allen Schuljahrgängen angeboten 
werden. 
 
5.6 Im Gymnasium wird die von der Grund-
schule dokumentierte individuelle Lernent-
wicklung für die Schülerinnen und Schüler in 
den Schuljahrgängen 5 bis 10 fortgeschrie-
ben. 
 
Die Dokumentation enthält Aussagen 

- zur Lernausgangslage, 
- zu den im Planungszeitraum angestreb-

ten Zielen, 
- zu Maßnahmen, mit deren Hilfe das Ziel 

erreicht werden soll, 
- zur Beschreibung und Einschätzung des 

Fördererfolgs durch die Lehrkraft und 
durch die Schülerin oder den Schüler. 

 
 

Die Klassenkonferenz erörtert die individuelle 
Lernentwicklung und beschließt die sich dar-
aus ergebenden Arbeitsschritte. Die doku-
mentierte individuelle Lernentwicklung ist 
eine Grundlage der Unterrichtung und Bera-
tung der Erziehungsberechtigten über die 
schulische Entwicklung ihres Kindes. 
 
5.7 Förderunterricht 
 
5.7.1 Förderunterricht dient der begabungs-
gerechten Unterstützung der Schülerinnen 
und Schüler in ihrer individuellen Entfaltung. 
Er soll einerseits für die Schülerinnen und 

Klarstellung, dass Niederdeutsch als Wahl-
fach – und ohne Genehmigungsvorbehalt – 
unterrichtet werden kann 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung 
 
 
 
 
 
Ausschärfung des Begriffs „Förderunterricht“, 
Erweiterung des Förderunterrichts auch auf 
besonders leistungsstarke Schülerinnen und 
Schüler 
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nisdefizite haben. Förderunterricht ist vor-
nehmlich in den Fächern Deutsch, Mathema-
tik oder den Pflichtfremdsprachen anzubie-
ten.  
 
 
 
 
Die Teilnahme am Förderunterricht erfolgt auf 
Vorschlag der betreffenden Fachlehrerin oder 
des betreffenden Fachlehrers in Abstimmung 
mit der Klassenleitung sowie den Erziehungs-
berechtigten. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter ist zu informieren. Nr. 5.5.1 Satz 2 
gilt entsprechend. 
 
5.7.2  Als pädagogische Maßnahme richtet 
sich der Förderunterricht vornehmlich an ein-
zelne Schülerinnen und Schüler; er sollte 
deshalb die Dauer eines Schulhalbjahres 
nicht überschreiten. 
 
5.7.3  Förderunterricht soll klassenbezogen 
eingerichtet und von der Lehrkraft erteilt wer-
den, die das entsprechende Fach in der 
Klasse unterrichtet; sofern dieses nicht mög-
lich ist, ist eine enge Zusammenarbeit unter 
den Fachlehrkräften erforderlich. 
 
5.8  Arbeitsgemeinschaften 
 
5.8.1  Arbeitsgemeinschaften berücksichti-
gen die Interessen und Neigungen der Schü-
lerinnen und Schüler und geben Anregungen 
für die Schul- und Freizeitgestaltung. Für alle 

Schüler eingerichtet werden, die in den Fä-
chern Deutsch, Mathematik oder Fremdspra-
chen Lernrückstände haben und ihre Leistun-
gen verbessern wollen. Andererseits können 
hier auch Angebote für besonders leistungs-
starke Schülerinnen und Schüler konzipiert 
werden. 
 
Die Teilnahme am Förderunterricht ist freiwil-
lig und erfolgt auf Vorschlag der betreffenden 
Fachlehrkraft in Abstimmung mit der Klassen-
leitung, der Schülerin oder dem Schüler und 
den Erziehungsberechtigten. Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter ist zu informieren. Nr. 
5.5.1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
5.7.2 Als pädagogische Maßnahme richtet 
sich der Förderunterricht vornehmlich an ein-
zelne Schülerinnen und Schüler; er sollte 
deshalb die Dauer eines Schulhalbjahres 
nicht überschreiten. 
 
5.7.3 Förderunterricht soll klassenbezogen 
eingerichtet und von der Lehrkraft erteilt wer-
den, die das entsprechende Fach in der 
Klasse unterrichtet; sofern dieses nicht mög-
lich ist, ist eine enge Zusammenarbeit unter 
den Fachlehrkräften erforderlich. 
 
5.8 Arbeitsgemeinschaften 
 
5.8.1 Arbeitsgemeinschaften berücksichtigen 
die Interessen und Neigungen der Schülerin-
nen und Schüler und geben Anregungen für 
die Schul- und Freizeitgestaltung. Für alle 

 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung 
 
Redaktionelle Anpassung 
Klarstellung 
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Schuljahrgänge können Arbeitsgemeinschaf-
ten für Chor, Orchester, Musiziergruppen, 
Darstellendes Spiel, Umweltprojekte, Fremd-
sprachen, naturwissenschaftliche Schü-
lerübungen, Informatische Bildung, Sport und 
weitere fachbezogene, fachübergreifende 
und fächerverbindende oder fächerunabhän-
gige Arbeitsgemeinschaften mit jeweils ein 
bis zwei Wochenstunden angeboten werden. 
 
 
5.8.2  Fachbezogene Arbeitsgemeinschaften 
sollten, sofern für sie geeignete Unterrichts-
angebote vorliegen, insbesondere in den 
Schuljahrgängen angeboten werden, in de-
nen ein Fach gemäß Stundentafel nicht erteilt 
wird. 
 
5.8.3  Arbeitsgemeinschaften, die geeignet 
sind, geschlechtsspezifische Benachteiligun-
gen von Schülerinnen und Schülern im Unter-
richt zu verringern, können für Schülerinnen 
und Schüler vorübergehend getrennt ange-
boten werden. 
 
5.8.4  Die dritte Sportstunde wird in den 
Schuljahrgängen 5 bis 10 im Rahmen der Ar-
beitsgemeinschaften bereitgestellt. 
 
5.8.5  Arbeitsgemeinschaften dauern in der 
Regel ein Schulhalbjahr. Die Teilnahme ist 
freiwillig und wird ohne Note im Zeugnis be-
scheinigt. Schülerinnen und Schüler, die sich 

Schuljahrgänge können Arbeitsgemeinschaf-
ten u. a. für Chor, Orchester, Musiziergrup-
pen, Darstellendes Spiel, Umweltprojekte, 
Fremdsprachen, naturwissenschaftliche 
Schülerübungen, Informatische Bildung, 
Sport und weitere fachbezogene, fachüber-
greifende und fächerverbindende oder fä-
cherunabhängige Arbeitsgemeinschaften mit 
jeweils ein bis zwei Wochenstunden angebo-
ten werden. 
 
5.8.2 Fachbezogene Arbeitsgemeinschaften 
sollten, sofern für sie geeignete Unterrichts-
angebote vorliegen, insbesondere in den 
Schuljahrgängen angeboten werden, in de-
nen ein Fach gemäß Stundentafel nicht erteilt 
wird. 
 
5.8.3 Arbeitsgemeinschaften, die geeignet 
sind, geschlechtsspezifische Benachteiligun-
gen von Schülerinnen und Schülern im Unter-
richt zu verringern, können für Schülerinnen 
und Schüler vorübergehend getrennt ange-
boten werden. 
 
5.8.4 Die dritte Sportstunde wird in den Schul-
jahrgängen 5 bis 10 im Rahmen der Arbeits-
gemeinschaften bereitgestellt. 
 
5.8.5 Arbeitsgemeinschaften dauern in der 
Regel ein Schulhalbjahr. Die Teilnahme ist 
freiwillig und wird ohne Note im Zeugnis be-
scheinigt. Schülerinnen und Schüler, die sich 

 
Klarstellung 
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für eine Arbeitsgemeinschaft entschieden ha-
ben, sind zur regelmäßigen Teilnahme ver-
pflichtet.  
 

für eine Arbeitsgemeinschaft entschieden ha-
ben, sind zur regelmäßigen Teilnahme ver-
pflichtet.  
 

6. Leistungsbewertung, Versetzung, Ab-
schlüsse und Übergänge 

 
6.1  Die Beobachtung, Feststellung und Be-
wertung der Lernergebnisse haben für die 
Schülerinnen und Schüler die pädagogische 
Funktion der Bestätigung, Ermutigung, Hilfe 
zur Selbsteinschätzung und Korrektur. Indivi-
duelle Lernfortschritte sind dabei zu berück-
sichtigen. In besonderen Fällen sind die Er-
ziehungsberechtigten über den Leistungs-
stand und über Lernschwierigkeiten geson-
dert zu informieren. Davon unberührt sind die 
Terminregelungen gemäß Bezugsverord-
nung zu a und Bezugserlass zu b. 
 
6.2  Die Leistungsbewertung darf sich nicht in 
punktueller Leistungsmessung erschöpfen, 
sondern muss den Ablauf eines Lernprozes-
ses einbeziehen. Bei allen Entscheidungen, 
die für den weiteren Bildungsweg von Bedeu-
tung sein können, müssen neben der Leis-
tungsbewertung auch die Bedingungen be-
achtet werden, die den Lernerfolg einer Schü-
lerin oder eines Schülers beeinträchtigen 
können. 
 
Um eine kontinuierliche Förderung der einzel-
nen Schülerin oder des einzelnen Schülers zu 
gewährleisten, sind im ersten Halbjahr des 
Schuljahrgangs 5 außerdem Erkenntnisse 

6. Leistungsbewertung, Versetzung, Ab-
schlüsse und Übergänge 

 
6.1 Die Beobachtung, Feststellung und Be-
wertung der Lernergebnisse haben für die 
Schülerinnen und Schüler die pädagogische 
Funktion der Bestätigung, Ermutigung, Hilfe 
zur Selbsteinschätzung und Korrektur. Indivi-
duelle Lernfortschritte sind dabei zu berück-
sichtigen. In besonderen Fällen sind die Er-
ziehungsberechtigten über den Leistungs-
stand und über Lernschwierigkeiten geson-
dert zu informieren. Davon unberührt sind die 
Terminregelungen gemäß Bezugsverord-
nung zu a und Bezugserlass zu b. 
 
6.2 Die Leistungsbewertung darf sich nicht in 
punktueller Leistungsmessung erschöpfen, 
sondern muss den Verlauf eines Lernprozes-
ses einbeziehen. Bei allen Entscheidungen, 
die für den weiteren Bildungsweg von Bedeu-
tung sein können, müssen neben der Leis-
tungsbewertung auch die Bedingungen be-
achtet werden, die den Lernerfolg einer Schü-
lerin oder eines Schülers beeinträchtigen 
können. 
 
Um eine kontinuierliche Förderung der einzel-
nen Schülerin oder des einzelnen Schülers zu 
gewährleisten, sind im ersten Halbjahr des 
Schuljahrgangs 5 außerdem Erkenntnisse 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung 
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über die Schülerin oder den Schüler aus der 
Grundschule zu berücksichtigen. Deshalb 
gelten die Bestimmungen des Bezugserlas-
ses zu f über Notensprünge auch für den 
Übergang von der Grundschule in das Gym-
nasium. 
 
6.3  Der Leistungsbewertung dienen schriftli-
che, mündliche und andere fachspezifische 
Lernkontrollen. In allen Fächern haben münd-
liche und fachspezifische Lernkontrollen eine 
große Bedeutung. 
 
6.4  Für die Anzahl der zu zensierenden 
schriftlichen Lernkontrollen gilt in den Schul-
jahrgängen 5 bis 10: In einem vierstündigen 
Fach sind 4 bis 6 und in einem dreistündigen 
Fach 3 bis 5 schriftliche Lernkontrollen je 
Schuljahr zu schreiben; die mittlere Zahl gibt 
den Regelfall an. 
 
6.5  In den übrigen Fächern sind mit Aus-
nahme des Faches Sport zwei zensierte 
schriftliche Lernkontrollen im Schuljahr ver-
bindlich. Bei Unterricht, der nur ein Schulhalb-
jahr erteilt wird, entscheidet die Fachkonfe-
renz, ob eine zensierte schriftliche Lernkon-
trolle verbindlich ist oder zwei zensierte 
schriftliche Lernkontrollen verbindlich sind; 
sofern eine verbindlich ist, kann diese nicht 
ersetzt werden durch eine andere Form von 
Lernkontrolle nach Nr. 6.7. 
 
6.6  Die schriftlichen Lernkontrollen sollen in 
den Schuljahrgängen 5 und 6 in der Regel 

über die Schülerin oder den Schüler aus der 
Grundschule zu berücksichtigen. Auf die Re-
gelungen zu Nr. 3.7 des Bezugserlasses zu e 
wird in diesem Zusammenhang hingewiesen.  
 
 
 
6.3 Der Leistungsbewertung dienen schriftli-
che Lernkontrollen sowie mündliche und 
fachspezifische Leistungen. In allen Fächern 
haben mündliche und fachspezifische Leis-
tungen eine große Bedeutung. 
 
6.4 Für die Anzahl der schriftlichen Lernkon-
trollen gilt in den Schuljahrgängen 5 bis 10: 
- In den Fächern Deutsch, Mathematik und 

in den Fremdsprachen sowie in drei- oder 
vierstündigen Wahlpflichtkursen sind 3 
bis 4 schriftliche Lernkontrollen je Schul-
jahr zu schreiben; die Zahl 4 gibt den Re-
gelfall an. 

- In den Fächern, die in einem Schuljahr 
einstündig oder nur in einem Schulhalb-
jahr (Epochalfach) unterrichtet werden, ist 
eine schriftliche Lernkontrolle zu schrei-
ben.  

- Im Fach Sport wird keine schriftliche Lern-
kontrolle geschrieben. 

- In den übrigen Fächern sind zwei schriftli-
che Lernkontrollen im Schuljahr zu schrei-
ben.  

 
 
6.5 Die schriftlichen Lernkontrollen sollen in 
den Schuljahrgängen 5 und 6 in der Regel 

 
Im aktuellen Zeugniserlass sind entspre-
chende Regelungen zu Notensprüngen ent-
halten, deshalb lediglich Hinweis auf Zeugnis-
erlass; Klarstellung 
 
 
Sprachliche Anpassung 
 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung (s. Nr. 6.3) 
 
Umsetzung der Ergebnisse der Dialogforen: 
Reduzierung der Anzahl von schriftlichen 
Lernkontrollen; hinsichtlich der Wahlpflicht-
kurse Folgeänderung von Änderung in Nr. 
3.4.2 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
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nicht länger als eine Unterrichtsstunde, in den 
übrigen Schuljahrgängen in der Regel nicht 
länger als zwei Unterrichtsstunden, im Fach 
Deutsch in den Schuljahrgängen 8 bis 10 in 
der Regel nicht länger als drei Unterrichts-
stunden dauern.  
 
6.7  An die Stelle einer der verbindlichen 
Lernkontrollen nach den Nrn. 6.4 und 6.5 
kann in den Schuljahrgängen 8 bis 10, in den 
Fächern Musik und Kunst in den Schuljahr-
gängen 5 bis 10 nach Beschluss der Fach-
konferenz eine andere Form von Lernkon-
trolle treten, die schriftlich oder fachpraktisch 
zu dokumentieren und mündlich zu präsentie-
ren ist. Die Lernkontrolle hat sich auf die im 
Unterricht behandelten Inhalte und Methoden 
zu beziehen. Das Nähere regelt die Fachkon-
ferenz. In den modernen Fremdsprachen er-
setzt die Überprüfung der Kompetenz „Spre-
chen“ in den Schuljahrgängen 5 bis 10 eine 
schriftliche Lernkontrolle je Doppelschuljahr-
gang. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht länger als eine Unterrichtsstunde, in den 
übrigen Schuljahrgängen in der Regel nicht 
länger als zwei Unterrichtsstunden dauern.  
 
 
 
 
6.6 An die Stelle der schriftlichen Lernkontrol-
len nach Nr. 6.4 kann nach Maßgabe der 
nachfolgenden Sätze und Nr. 6.7 auf Be-
schluss der Fachkonferenz, die im Rahmen 
der Beschlüsse der Gesamtkonferenz ent-
scheidet, eine andere Form von Lernkontrolle 
treten, die schriftlich oder fachpraktisch zu 
dokumentieren und mündlich zu präsentieren 
ist. Die Lernkontrolle hat sich auf die im Un-
terricht behandelten Inhalte und Methoden zu 
beziehen. Das Nähere regelt die Fachkonfe-
renz.  
 
6.7 Folgende Anzahl von schriftlichen Lern-
kontrollen kann in den Fächern und den 
Wahlpflichtkursen nach Nr. 6.4 durch eine an-
dere Form von Lernkontrolle nach Nr. 6.6 er-
setzt werden: 
- in den Fächern Deutsch, Mathematik und 

den Fremdsprachen die Hälfte der schrift-
lichen Lernkontrollen, 

- in den Fächern Musik, Kunst und Informa-
tik alle schriftlichen Lernkontrollen und 

- in den übrigen Fächern die Hälfte der 
schriftlichen Lernkontrollen; wird von die-
sen übrigen Fächern ein Fach nur ein-
stündig oder nur in einem Schulhalbjahr 

 
 
Einheitliche Regelung für alle Fächer 
 
 
 
 
Umsetzung der Ergebnisse aus den Dialogfo-
ren 
Allgemeine Regelung zu alternativen Lern-
kontrollen in Nr. 6.6 und mögliche Anzahl in 
Nr. 6.7 
Redaktionelle Klarstellung 
 
 
 
 
 
 
 
Ausweitung der Möglichkeiten alternativer 
Lernkontrollen (Ergebnis Dialogforum, Erwei-
terung der Entscheidungsspielräume) 
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6.8  Weitere Einzelheiten zu den schriftlichen 
Lernkontrollen sowie den Zeugnissen sind 
durch den Bezugserlass zu f und den Erlass 
„Schriftliche Arbeiten in den allgemein bilden-
den Schulen“ geregelt. 
 
6.9  In einem Schuljahrgang können fachbe-
zogene verbindliche schriftliche Lernkontrol-
len auf der Grundlage landesweit einheitlicher 
Aufgabenstellungen und Bewertungsvorga-
ben geschrieben und bewertet werden. Das 
Nähere regelt die oberste Schulbehörde. 
 
6.10  Für Versetzungen, Übergänge und Ab-
schlüsse gelten die Bezugsverordnungen zu 
a und g sowie die Bezugserlasse zu b und h. 
 

unterrichtet, können keine schriftlichen 
Lernkontrollen ersetzt werden. 

 
In den modernen Fremdsprachen ersetzt dar-
über hinaus die Überprüfung der Kompetenz 
„Sprechen“ in den Schuljahrgängen 5 bis 10 
eine schriftliche Lernkontrolle je Doppelschul-
jahrgang. 
 
6.8 Weitere Einzelheiten zu den schriftlichen 
Lernkontrollen sowie den Zeugnissen sind 
durch den Bezugserlass zu e und den Erlass 
„Schriftliche Arbeiten in den allgemein bilden-
den Schulen“ geregelt. 
 
6.9 In einem Schuljahrgang können fachbe-
zogene verbindliche schriftliche Lernkontrol-
len auf der Grundlage landesweit einheitlicher 
Aufgabenstellungen und Bewertungsvorga-
ben geschrieben und bewertet werden. Das 
Nähere regelt die oberste Schulbehörde. 
 
6.10 Für Versetzungen, Übergänge und Ab-
schlüsse gelten die Bezugsverordnungen zu 
a und f sowie die Bezugserlasse zu b und g. 
 

 
 
 
Klarstellung; entspricht der bisherigen Rege-
lung 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderungen 

7. Zusammenarbeit mit anderen Schulen 
 
7.1  Eine enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Gymnasium und den Grundschulen in 
seinem Einzugsbereich ist Voraussetzung für 
einen kontinuierlichen Bildungsweg der 
Schülerin oder des Schülers. 
 

7. Zusammenarbeit mit anderen Schulen 
 
7.1 Eine enge Zusammenarbeit der Gymna-
sien mit den Grundschulen und weiterführen-
den Schulen in ihrem Einzugsgebiet ist Vo-
raussetzung für einen kontinuierlichen Bil-
dungsweg der Schülerinnen und Schüler. 
 
 

 
 
 
Redaktionelle und sprachliche Anpassungen 
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7.2  Zur Gestaltung der Zusammenarbeit des 
Gymnasiums mit den Grundschulen finden 
regelmäßig Schulleiterdienstbesprechungen 
sowie Dienstbesprechungen der Fachlehr-
kräfte der Schuljahrgänge 4 und 5 insbeson-
dere in den Fächern Deutsch, Fremdspra-
chen und Mathematik statt.  
 
 
 
 
Die Zusammenarbeit soll zusätzlich gefördert 
werden durch gegenseitige Hospitationen, 
gemeinsame Klausurtagungen und gemein-
same Schulveranstaltungen. 
 
7.3  Wegen des Wechsels einzelner Schüle-
rinnen und Schüler zwischen allgemein bil-
denden Schulen, aber auch im Hinblick auf 
den weiteren Bildungsweg in der gymnasia-
len Oberstufe ist eine kontinuierliche Zusam-
menarbeit zwischen den Schulen am gemein-
samen Schulstandort anzustreben (§ 25 
NSchG). 
 
7.4  Das Gymnasium hält Verbindung mit be-
nachbarten Gymnasien, Oberschulen mit 
gymnasialem Angebot, Gesamtschulen und 
Beruflichen Gymnasien, um Schülerinnen 
und Schüler und Erziehungsberechtigte dar-
über informieren zu können, welche besonde-
ren Fachangebote in den benachbarten 
Schulen vorgehalten werden. 
 

7.2 Zur Gestaltung der Zusammenarbeit des 
Gymnasiums mit den Grundschulen finden 
regelmäßig Schulleiterdienstbesprechungen 
sowie Dienstbesprechungen der Fachlehr-
kräfte der Schuljahrgänge 4 und 5 insbeson-
dere in den Fächern Deutsch, Fremdspra-
chen und Mathematik statt.  
Die Grundschulen erhalten im Rahmen der 
Zusammenarbeit eine Rückmeldung über 
den Schulerfolg ihrer ehemaligen Schülerin-
nen und Schüler. 
Die Zusammenarbeit soll zusätzlich gefördert 
werden durch gegenseitige Hospitationen, 
gemeinsame Klausurtagungen und gemein-
same Schulveranstaltungen. 
 
7.3 Wegen des Wechsels einzelner Schüle-
rinnen und Schüler zwischen allgemein bil-
denden Schulen, aber auch im Hinblick auf 
den weiteren Bildungsweg in der gymnasia-
len Oberstufe ist eine kontinuierliche Zusam-
menarbeit zwischen den Schulen am gemein-
samen Schulstandort anzustreben (§ 25 
NSchG). 
 
7.4  Das Gymnasium hält Verbindung mit be-
nachbarten Gymnasien, Oberschulen mit 
gymnasialem Angebot, Gesamtschulen und 
Beruflichen Gymnasien, um Schülerinnen 
und Schüler und Erziehungsberechtigte dar-
über informieren zu können, welche besonde-
ren Fachangebote in den benachbarten 
Schulen vorgehalten werden. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Harmonisierung mit dem Grundsatzerlass 
„Die Arbeit in der Grundschule“; Ergänzung 
einer Rückmeldung des Gymnasiums an die 
Grundschulen zur Harmonisierung der Über-
gänge zwischen den Schulen 
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7.5  Das Gymnasium arbeitet mit weiteren be-
rufsbildenden Schulen und den Bundesagen-
turen für Arbeit zusammen, um denjenigen 
Schülerinnen und Schülern, die das Gymna-
sium vorzeitig oder nach dem Schuljahrgang 
10 verlassen, eine entsprechende Beratung 
und Hilfestellung zu geben. 
 
7.6  Wenn Schülerinnen und Schüler mit Be-
darf an sonderpädagogischer Unterstützung 
das Gymnasium zielgleich oder zieldifferent 
besuchen, arbeitet die Schule mit der Förder-
schule des jeweiligen Förderschwerpunkts 
zusammen. Die Zusammenarbeit soll durch 
regelmäßige unter den Schulen vereinbarte 
Dienstbesprechungen, Hospitationen und ge-
meinsame Veranstaltungen gefördert wer-
den. 
 

7.5 Das Gymnasium arbeitet mit weiteren be-
rufsbildenden Schulen und den Bundes-
agenturen für Arbeit zusammen, um denjeni-
gen Schülerinnen und Schülern, die das 
Gymnasium vorzeitig oder nach dem Schul-
jahrgang 10 verlassen, eine entsprechende 
Beratung und Hilfestellung zu geben. 
 
7.6 Wenn Schülerinnen und Schüler mit Be-
darf an sonderpädagogischer Unterstützung 
das Gymnasium zielgleich oder zieldifferent 
besuchen, arbeiten die Schule und das Regi-
onale Beratungs- und Unterstützungszent-
rum Inklusive Schule (RZI), das zuständige 
Förderzentrum sowie die Förderschule des 
jeweiligen Förderschwerpunkts zusammen. 
Die Zusammenarbeit soll durch regelmäßige 
unter den Schulen vereinbarte Dienstbespre-
chungen, Hospitationen und gemeinsame 
Veranstaltungen gefördert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erforderliche Anpassung aufgrund der neuen 
Strukturen (RZI/Förderzentren) 
 
 
 

8. Zusammenarbeit mit den Erziehungs-
berechtigten 

 
8.1  Das Recht der Erziehungsberechtigten 
sowie die Aufgaben der Schule erfordern eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
Die Erziehungsberechtigten sind an den 
schulischen Belangen und Entscheidungs-
prozessen zu beteiligen. Im Einzelnen gelten 
die §§ 88 bis 100 NSchG. 
 
8.2  Die Lehrerinnen und Lehrer sind ver-
pflichtet, die Erziehungsberechtigten über 
Grund-sätze der schulischen Erziehung und 

8. Zusammenarbeit mit den Erziehungs-
berechtigten 

 
8.1 Die Rechte der Erziehungsberechtigten 
sowie die Aufgaben der Schule erfordern ei-
nen regelmäßigen Austausch und eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit. Die Erzie-
hungsberechtigten wirken in der Schule ge-
mäß §§ 88 bis 100 NSchG mit. 
 
 
8.2 Die Lehrkräfte sind verpflichtet, die Erzie-
hungsberechtigten über Grundsätze der 
schulischen Erziehung und über Ziele, Inhalt, 

 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
Sprachliche Anpassung: Hinweis auf schul-
gesetzliche Regelung  
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
 
Klarstellung 
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über Inhalt, Planung und Gestaltung des Un-
terrichts zu informieren und dieses mit ihnen 
zu erörtern. Außerdem müssen die Erzie-
hungsberechtigten über die Entwicklung ihres 
Kindes in der Schule, über sein Lern-, Ar-
beits- und Sozialverhalten sowie über Lerner-
folge und Lernschwierigkeiten unterrichtet 
werden. Andererseits benötigt auch die 
Schule Informationen der Erziehungsberech-
tigten über deren Kinder. Diese gegenseitige 
Information trägt dazu bei, Störungen des Bil-
dungsprozesses weitgehend zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
8.3  Der gegenseitigen Information und Bera-
tung dienen Elternabende, Elternsprechtage, 
besondere Informationsveranstaltungen und 
Einzelberatungen. 
 
8.4  Für die Erziehungsberechtigten einzelner 
Schuljahrgänge sind besondere Informati-
onsveranstaltungen anzubieten. Dabei wer-
den vor allem folgende Themen zu berück-
sichtigen sein: 
 

- Schuljahrgang 5: Aufgaben und Organi-
sation des Sekundarbereichs I, zweite 

Planung und Gestaltung des Unterrichts zu 
informieren und diese mit ihnen zu erörtern. 
Außerdem müssen die Erziehungsberechtig-
ten über die Entwicklung ihres Kindes in der 
Schule, über sein Lern-, Arbeits- und Sozial-
verhalten sowie über Lernerfolge und Lern-
schwierigkeiten unterrichtet werden. Anderer-
seits benötigt auch die Schule Informationen 
der Erziehungsberechtigten über deren Kin-
der. Die gegenseitigen Informationen und die 
Zusammenarbeit sind notwendig, um die 
Schülerinnen und Schüler zu fördern, sie im 
Bildungsprozess zu begleiten und sie über ih-
ren weiteren Bildungs- und Berufsweg bera-
ten zu können. Damit wird auch sicherge-
stellt, dass die Erziehungsberechtigten über 
die mit dem jeweiligen Schulabschluss ver-
bundenen Berechtigungen ausreichend un-
terrichtet sind. 
 
8.3 Der gegenseitigen Information und Bera-
tung dienen Elternabende, Elternsprechtage, 
besondere Informationsveranstaltungen und 
Einzelberatungen.  
 
8.4 Für die Erziehungsberechtigten einzelner 
Schuljahrgänge sind besondere Informati-
onsveranstaltungen anzubieten. Dabei wer-
den vor allem folgende Themen zu berück-
sichtigen sein: 
 

- für Schuljahrgang 5: Aufgaben und Or-
ganisation des Sekundarbereichs I, 
zweite Fremdsprache, ggf. bilingualer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sprachliche Überarbeitung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung; Klarstellung 
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Fremdsprache, ggf. bilingualer Unter-
richt, Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt Musik; 

- Schuljahrgang 7: Unterricht mit beson-
derem Schwerpunkt, Wahlpflichtbereich 
und dritte Fremdsprache; 

- Schuljahrgang 10: Bedeutung der Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs I für die 
verschiedenen Schul- und Berufslauf-
bahnen; Struktur und Aufbau der gymna-
sialen Oberstufe, ggf. des Beruflichen 
Gymnasiums. 

 
An diesen Informationsveranstaltungen soll-
ten auch die Schülerinnen und Schüler teil-
nehmen, soweit nicht für sie eigene Veran-
staltungen eingerichtet werden. 
 
8.5  Termine für Elterninformationsveranstal-
tungen und Einzelberatungen sind in der Re-
gel zeitlich so anzusetzen, dass sie auf die 
Berufstätigkeit von Erziehungsberechtigten 
Rücksicht nehmen. 
 

Unterricht, Unterricht mit besonderem 
Schwerpunkt Musik; 

- für Schuljahrgang 8: Unterricht mit be-
sonderem Schwerpunkt, Wahlpflichtbe-
reich und dritte Fremdsprache; 

- für Schuljahrgang 10: Bedeutung der Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs I für die 
verschiedenen Schul- und Berufslauf-
bahnen; Struktur und Aufbau der gymna-
sialen Oberstufe, ggf. des Beruflichen 
Gymnasiums. 

 
 
An diesen Informationsveranstaltungen soll-
ten auch die Schülerinnen und Schüler teil-
nehmen, soweit nicht für sie eigene Veran-
staltungen eingerichtet werden. 
 
8.5 Termine für Elterninformationsveranstal-
tungen und Einzelberatungen sind in der Re-
gel zeitlich so anzusetzen, dass sie auf die 
Berufstätigkeit von Erziehungsberechtigten 
Rücksicht nehmen. 
 

 
 
s.o. 
 
 
s.o. 
 
 

9. Mitwirkung der Schülerinnen und 
Schüler in der Schule 

 
9.1  Zu den Aufgaben und Zielen der Arbeit in 
den Schuljahrgängen 5 bis 10 des Gymnasi-
ums gehört es, den Schülerinnen und Schü-
lern frühzeitig Möglichkeiten der Mitwirkung 
sowie Mitgestaltung in der Schule einzuräu-
men. Im Einzelnen gelten die §§ 72 bis 87 
NSchG. 
 

9. Mitwirkung der Schülerinnen und 
Schüler in der Schule 

 
9.1 Zu den Aufgaben und Zielen der Arbeit in 
den Schuljahrgängen 5 bis 10 des Gymnasi-
ums gehört es, den Schülerinnen und Schü-
lern insbesondere im Rahmen der Demokra-
tiebildung frühzeitig Möglichkeiten der Mitwir-
kung sowie Mitgestaltung in der Schule ein-
zuräumen. Im Einzelnen gelten die §§ 72 bis 
87 NSchG. 

 
 
 
 
 
 
Stärkung der Demokratiebildung 
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9.2  Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
schafft entsprechende Rahmenbedingungen 
für eine altersgemäß angemessene Beteili-
gung der Schülerinnen und Schüler an schu-
lischen Entscheidungsprozessen und Fra-
gen. Zu diesen Rahmenbedingungen gehö-
ren unter anderem: 

- Die Sicherstellung der Wahl der Schüler-
vertretung sowie der Konferenzteil-
nahme von Schülervertreterinnen und 
Schülervertretern; 

 
 

- die Nutzung der Schulanlagen durch die 
gewählte Schülervertretung; 
 

- die wöchentliche SV-Stunde für Ver-
sammlungen und Beratungen, die inner-
halb der regelmäßigen Unterrichtszeit 
freizuhalten ist; 

- die Ermöglichung von bis zu jeweils vier 
Schülerversammlungen sowie Schüler-
ratssitzungen im Schuljahr; 
 

- die Tätigkeit von SV-Beraterinnen und 
SV-Beratern der Schülerschaft. 

 
9.3  Ein regelmäßiger Informationsaustausch, 
insbesondere vor grundsätzlichen Entschei-
dungen, die die Schule betreffen, ist Voraus-
setzung für eine vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zwischen der Schule und der Schüler-
schaft. Grundsätzlich bestehen ein Informati-

 
9.2 Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
schafft entsprechende Rahmenbedingungen 
für eine altersgemäß angemessene Beteili-
gung der Schülerinnen und Schüler an schu-
lischen Entscheidungsprozessen und Fra-
gen. Zu diesen Rahmenbedingungen gehö-
ren unter anderem: 
- die Sicherstellung der Wahl der Schüle-

rinnen- und Schülervertretung und der 
Vertreterinnen und Vertreter der Schüle-
rinnen und Schüler in den schulischen 
Gremien sowie Ermöglichung der Teil-
nahme an den Sitzungen; 

- die Nutzung der Schulanlagen durch die 
gewählte Schülerinnen- und Schülerver-
tretung; 

- die wöchentliche SV-Stunde für Ver-
sammlungen und Beratungen, die inner-
halb der regelmäßigen Unterrichtszeit 
freizuhalten ist; 

- die Ermöglichung von bis zu jeweils vier 
Schülerinnen- und Schülerversammlun-
gen sowie Schülerinnen- und Schüler-
ratssitzungen im Schuljahr; 

- die Tätigkeit von SV-Beratungslehrkräten 
der Schülerschaft. 

 
9.3 Ein regelmäßiger Informationsaustausch, 
insbesondere vor grundsätzlichen Entschei-
dungen, die die Schule betreffen, ist Voraus-
setzung für eine vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zwischen der Schule und der Schüler-
schaft. Grundsätzlich bestehen ein Informati-

 
 
 
 
 
 
 
 
Erweiterung auf alle schulischen Gremien 
einschl. Schulvorstand (entspricht der bishe-
rigen Praxis) 
 
 
 
 
weitere Redaktionelle Änderungen 
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onsrecht der Schülervertretung sowie eine In-
formationspflicht der Schulleiterin oder des 
Schulleiters und der Lehrkräfte. 
 
 
9.4  Die Einrichtung von eigenen Arbeitsge-
meinschaften, die Durchführung von eigenen 
Veranstaltungen sowie die Mitteilungen der 
Schülervertretung sollen nach dem Bildungs-
auftrag des Niedersächsischen Schulgeset-
zes einen für die Schülerinnen und Schüler 
zur freien Gestaltung überlassenen Erfah-
rungsraum darstellen. Derartige Aktivitäten 
sind, soweit sie den Bestimmungen des Nie-
dersächsischen Schulgesetzes nicht wider-
sprechen, von der Schule anzuregen, zu un-
terstützen und zu fördern. 
 
9.5  Die Schule sollte eine Vielfalt von Aktivi-
täten der Schülerinnen und Schüler fördern 
und eine breite Meinungsbildung gewährleis-
ten. Das Flugblatt, die Schülerzeitung sowie 
die für politische, religiöse oder weltanschau-
liche Richtungen eintretenden Schülergrup-
pen ermöglichen den Schülerinnen und Schü-
lern sich zu artikulieren und ihre Meinung zum 
Ausdruck zu bringen. Das Flugblatt und die 
Schülerzeitung unterliegen dem Presserecht 
sowie den übrigen gesetzlichen Bestimmun-
gen (§ 87 Abs. 3 NSchG). 
 

onsrecht der Schülerinnen- und Schülerver-
tretung sowie eine Informationspflicht der 
Schulleiterin oder des Schulleiters und der 
Lehrkräfte. 
 
9.4 Die Einrichtung von eigenen Arbeitsge-
meinschaften, die Durchführung von eigenen 
Veranstaltungen sowie die Mitteilungen der 
Schülerinnen- und Schülervertretung sollen 
nach dem Bildungsauftrag des Niedersächsi-
schen Schulgesetzes einen für die Schülerin-
nen und Schüler zur freien Gestaltung über-
lassenen Erfahrungsraum darstellen. Derar-
tige Aktivitäten sind, soweit sie den Bestim-
mungen des Niedersächsischen Schulgeset-
zes nicht widersprechen, von der Schule an-
zuregen, zu unterstützen und zu fördern. 
 
9.5 Die Schule sollte eine Vielfalt von Aktivi-
täten der Schülerinnen und Schüler fördern 
und eine breite Meinungsbildung gewährleis-
ten. Das Flugblatt, die Schülerinnen- und 
Schülerzeitung sowie die für politische, religi-
öse oder weltanschauliche Richtungen ein-
tretenden Schülerinnen- und Schülergruppen 
ermöglichen den Schülerinnen und Schülern 
sich zu artikulieren und ihre Meinung zum 
Ausdruck zu bringen. Das Flugblatt und die 
Schülerinnen- und Schülerzeitung unterlie-
gen dem Presserecht sowie den übrigen ge-
setzlichen Bestimmungen (§ 87 Abs. 3 
NSchG). 
 

Redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderungen 

 
10. Erprobung abweichender Modelle 

 
10. Erprobung abweichender Modelle 
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Schulen können mit Genehmigung der obers-
ten Schulbehörde abweichende Modelle er-
proben. 
 

 
Schulen können mit Genehmigung der obers-
ten Schulbehörde abweichende Modelle er-
proben. Diese sind jeweils zu evaluieren.  
 
 

 
 
 
Erforderliche Klarstellung  

11. Entscheidungsspielräume 
 
Für folgende Regelungen kann der Schulvor-
stand nach § 38 a Abs. 3 Nr. 1 NSchG über 
die Inanspruchnahme von Entscheidungs-
spielräumen entscheiden: 
 
a) Nr. 3.7.2 Sätze 2 und 3 (freie Unterrichts- 

und Arbeitsformen im 5. Schuljahrgang), 
b) Nr. 3.7.3 (Einsatz der Lehrkräfte), 
c) Nr. 3.7.4 (Verfügungsstunde in den 

Schuljahrgängen 7 bis 10), 
d) Nr. 3.7.5 (Epochalunterricht), 
e) Nr. 4.11 Satz 2 (Umfang von Projektunter-

richt), 
f) Nr. 5.5.3 (wahlfreier Unterricht) 
g) Nrn. 6.4 und 6.7 (schriftliche Lernkontrol-

len) mit der Maßgabe, dass die Schule in 
eigener Verantwortung entscheiden kann, 
dass in einem drei- oder mehrstündigen 
Fach mindestens zwei schriftliche Lern-
kontrollen je Schulhalbjahr geschrieben 
werden und außerdem darüber, ob in ei-
nem Fach weitere schriftliche oder wei-
tere andere, z.B. fachpraktisch zu doku-
mentierende und mündlich zu präsentie-
rende Formen von Lernkontrollen ver-
langt werden, 

11. Entscheidungsspielräume 
 
Für folgende Regelungen kann der Schulvor-
stand nach § 38 a Abs. 3 Nr. 1 NSchG über 
die Inanspruchnahme von Entscheidungs-
spielräumen entscheiden: 
 
a) Nr. 3.7.2 Sätze 2 und 3 (freie Unterrichts- 

und Arbeitsformen im 5. Schuljahrgang), 
b) Nr. 3.7.3 (Einsatz der Lehrkräfte), 
c) Nr. 3.7.4 (Verfügungsstunde in den Schul-

jahrgängen 7 bis 10), 
d) Nr. 3.7.5 (Epochalunterricht), 

 
 

e) Nr. 5.5.3 (wahlfreier Unterricht) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Notwendige Korrektur, da der Umfang nicht 
mehr Gegenstand des Erlasses ist 
 
Folgeänderung zu Änderungen in Nr. 6.4 und 
6.7. Aufgrund der Reduzierung der Klausuren 
und der Aufstockung der „Ersatzleistungen“ 
ist dieser Passus nicht mehr aktuell und des-
halb zu streichen. 
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h) Nr. 7.2 Abs. 1 (Zusammenarbeit mit 
Grundschulen) und 

i) Nr. 8.4 (Informationsveranstaltungen). 
 

f) Nr. 7.2 (Zusammenarbeit mit Grundschu-
len) und 

g) Nr. 8.4 (Informationsveranstaltungen). 
 

Redaktionelle Änderung 
 
 

12. Übergangsregelungen 
 
Genehmigungen für die Einführung einer 
zweiten und dritten Pflicht-, Wahlpflicht- oder 
Wahlfremdsprache, für Unterricht nach Nrn. 
3.3 bis 3.5 oder für ein anderes Fach, die ein-
zelnen Gymnasien erteilt worden sind, gelten 
weiter. Die erforderlichen Anpassungen an 
die Vorgaben dieses Erlasses erfolgt durch 
die Schule. 
 

12. Übergangsregelungen 
 
Genehmigungen für die Einführung einer 
zweiten und dritten Pflicht-, Wahlpflicht- oder 
Wahlfremdsprache, für Unterricht nach Nrn. 
3.3 bis 3.5 oder für ein anderes Fach, die ein-
zelnen Gymnasien erteilt worden sind, gelten 
weiter. Die erforderlichen Anpassungen an 
die Vorgaben dieses Erlasses erfolgen durch 
die Schule. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Sprachliche Anpassung 
 
 

 
13. Schlussbestimmungen 
 
13.1  Dieser RdErl. tritt am 1.8.2015 in Kraft 
und mit Ablauf des 31.7.2022 außer Kraft. 

 
13. Schlussbestimmungen 
 
Dieser RdErl. tritt am 1.8.2025 in Kraft und 
mit Ablauf des 31.12.2030 außer Kraft. 
 

 
 
 
Anpassung der neuen Geltungsdauer 
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Anlage 1 zu Nr. 3.1 (Stundentafel 1) 
(allgemeine Stundentafel) 
 

Be-
reich 

Aufga-
ben-
feld 

Fach 
Schuljahrgang Gesamt-

stundenzahl 
5 6 7 8 9 10 

 A
. 

P
fl
ic

h
tu

n
te

rr
ic

h
t 

A 

Deutsch 4 4 4 4 4 3 23 

Erste Fremdsprache 4 4 4 4 3 3 22 

Zweite Fremdsprache - 4 4 4 4 3 19 

Musik 2 2 2 1 1 1  9 1) 

Kunst 2 1 2 1 2 2  10 1) 

B 

Geschichte 2 2 1 1 1 2 9 2) 

Erdkunde 2 1 2 1 2 1 9 2) 

Politik-Wirtschaft - - - 2 2 2 6 2) 

Religion / Werte und Nor-
men 

2 2 2 2 2 2  12 

C 

Mathematik 4 4 4 4 3 4 23 

Biologie ) ) 1 1 2 1  8 3) 

Chemie ) 4 4) ) 3 4) 1 1 1 2 7 3) 

Physik ) ) 1 2 1 2 8 3) 

Informatik     1 1 2 

 Sport 2 2 2 2 2 2 12 

 Verfügungsstunde 1 1 - - - - 2 

B
. 

W
a

h
lu

n
-

te
rr

ic
h
t 

 
Wahlunterricht,  
Förderunterricht,  
Arbeitsgemeinschaften 

+ 5) + + + + + + 6) 

Schülerinnen-/Schülerpflichtstundenzahl 29 30 30 30 31 31 181 

Schülerinnen-/Schülerhöchststundenzahl + + + + + + + 
 

Fußnoten für Anlage 1: 

 
1) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der beiden 

Fächer Musik und Kunst nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die Stunden im Schuljahr-
gang 10 sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

2) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der drei Fächer 
Geschichte, Erdkunde und Politik-Wirtschaft nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die 
Stunden im Schuljahrgang 10 sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

3) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der drei Fächer 
Biologie, Chemie und Physik nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die Stunden im Schul-
jahrgang 10 sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

4) Der Unterricht in den naturwissenschaftlichen Fächern ist im 5. und 6. Schuljahrgang fachübergreifend und fächerverbin-
dend anzulegen.  

5) Schulen können im Schuljahrgang 5 eine Fremdsprache nach Nrn. 4.8.4.1 und 4.8.4.4 als vierstündige Wahlfremdsprache 
anbieten. Für diese Lerngruppe sind Unterrichtsstunden aus dem Stundenkontingent nach Fußnote 6 zu verwenden. 

6) Die Schulen erhalten ein Stundenkontingent zur schuleigenen Schwerpunktsetzung und Gestaltung. Die Lehrkräftestunden 
aus diesem Kontingent dürfen für Intensivierungs- und Vertiefungsstunden, für Differenzierungsmaßnahmen, für Förder-
maßnahmen sowie für das Angebot von Wahlunterricht und Arbeitsgemeinschaften verwendet werden. 
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Anlage 2 zu Nr. 3.1 (Stundentafel 2) 
(Stundentafel mit Profilunterricht) 
 

Bereich 
Aufga-
benfeld 

Fach 
Schuljahrgang 

Gesamt-
stunden-
zahl 5 6 7 8 9 10 

A
. 
P

fl
ic

h
tu

n
te

rr
ic

h
t 

A 

Deutsch 4 4 4 4 3 3 22 

Erste Fremdsprache 4 4 4 3 4 3 22 

Zweite Fremdsprache - 4 4 3 3 3  17 

Musik 2 2 2 1 1 1 9 1) 

Kunst 2 1 2 2 2 1 10 1) 

B 

Geschichte 2 2 1 1 1 2 9 2) 

Erdkunde 2 1 2 1 1 1 8 2) 

Politik-Wirtschaft - - - 2 2 2 6 2) 

Religion / Werte und Nor-
men 

2 2 2 2 2 2  12 

C 

Mathematik 4 4 4 4 3 3 22 

Biologie ) ) 1 1 2 1  8 3) 

Chemie ) 4 4) ) 3 4) 1 1 1 2  7 3) 

Physik ) ) 1 2 1 2  8 3) 

Informatik     1 1 2 

 Sport 2 2 2 2 2 2  12 

 Verfügungsstunde 1 1 - - - - 2 
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Unterricht mit besonde-
rem Schwerpunkt, 
Wahlpflichtunterricht 

- - 5) - 5) 3 6) 4 4 11 
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Wahlunterricht,  
Förderunterricht,  
Arbeitsgemeinschaften 

+ 7) +5) + 5) + + +  + 8) 

Schülerinnen- und Schülerpflichtstundenzahl 29 30 30 32 33 33 187 

Schülerinnen- und Schülerhöchststundenzahl + + + + + + + 
 

Fußnoten für Anlage 2: 

 
1) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der beiden Fächer 

Musik und Kunst nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die Stunden im Schuljahrgang 10 
sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

2) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der drei Fächer 
Geschichte, Erdkunde und Politik-Wirtschaft nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die Stun-
den im Schuljahrgang 10 sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

3) Auf Beschluss des Schulvorstands kann die in der Stundentafel vorgesehene Gesamtstundenzahl für eines der drei Fächer 
Biologie, Chemie und Physik nach Maßgabe von Nr. 3.7.1.2 um eine Stunde unterschritten werden. Die Stunden im Schul-
jahrgang 10 sind von dieser Unterschreitung ausgenommen. 

4) Der Unterricht in den naturwissenschaftlichen Fächern ist im 5. und 6. Schuljahrgang fachübergreifend und fächerverbindend 
anzulegen. 

5) Für Schülerinnen und Schüler, die an dem Unterricht mit besonderem Schwerpunkt in Musik nach Nr. 3.3.3 teilnehmen, wird 
das Fach Musik in den Schuljahrgängen 6 bis 10 vierstündig erteilt. Für diese Lerngruppe sind in den Schuljahrgängen 6 und 
7 Unterrichtsstunden aus dem Stundenkontingent nach Fußnote 8 zu verwenden. 

6) Eine Wahlpflicht- oder Wahlfremdsprache ist vierstündig zu unterrichten. 
7) Schulen können im Schuljahrgang 5 eine Fremdsprache nach Nrn. 4.8.4.1 und 4.8.4.4 als vierstündige Wahlfremdsprache 

anbieten. Für diese Lerngruppe sind Unterrichtsstunden aus dem Stundenkontingent nach Fußnote 8 zu verwenden. 
8) Die Schulen erhalten ein Stundenkontingent zur schuleigenen Schwerpunktsetzung und Gestaltung. Die Lehrkräftestunden 

aus diesem Kontingent dürfen für Intensivierungs- und Vertiefungsstunden, für Differenzierungsmaßnahmen, für Fördermaß-
nahmen sowie für das Angebot von Wahlunterricht und Arbeitsgemeinschaften verwendet werden. 

 
 
 
 
 


